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Fünfzig Jahre 
Nationalliberale Partei 1867-1917. 


Von Erich Brandenburg. 


1. Entſtehung der Nationalliberalen Partei. 
m 28. Februar 1917 feiert die Nationalliberale Partei den zo jährigen 


>| 6 

1 Vorbereitungen endgültig konſtituiert. Ihre Gründer 

— Männer aus den verſchiedenen älteren liberalen Parteien Nord⸗ 

deutſchlands, die zu der Überzeugung gelangt waren, daß die neue Zeit auch 

ein neues Programm, eine neue Form der Betätigung des liberalen Ge⸗ 
dankens erfordere, und die es für unmöglich hielten, daß die älteren, auf ganz 

* Forderungen feſtgelegten Parteigruppen ſich dieſer neuen Aufgabe 
anpaſſen könnten. 

Die Nationalliberale Partei brachte alſo nicht völlig neue Gedanken in 


fluß Beer des deutſchen Volkes gewonnen hatten, in zeitgemäßer Weiſe 


. Meinung vertreten, re die . der e Pe allein 
maßgebend fein müßten für das öffentliche Leben, und daß der Staat keine 
andere Aufgabe habe, als ihnen zu dienen. Vielmehr iſt der Kernpunkt alles 
fiberalen Denkens ſtets die Anſchauung geweſen, daß es die Aufgabe der 

Politik ſei, zwiſchen der Freiheit des einzelnen und dem Wohl des Ganzen 
N den richtigen Ausgleich zu finden. Unbefchränfte Freiheit des einzelnen würde 
zum Kampf aller gegen alle, zur Vernichtung jeder Autorität und ſchließlich 
zum Anarchismus führen. Unbedingte Betonung des Geſamtintereſſes 
und Geſamtwillens gegenüber dem einzelnen würde die perſönliche Selb⸗ 


5 Elemente des Fortſchritts beſeitigen. 
* Das wirkſamſte Mittel, um dieſen Ausgleich herbeizuführen, erblickte der 


8 Aberalismus in einer konſtitutionellen Verfaſſung. Wenn die Macht des 


3 in beſtimmte geſetzliche Schranken eingeſchloſſen und den Staats⸗ 
— ein beſtimmter Einfluß auf die Bildung des Staatswillens geſichert 
wurde, ſo ſchien die Wiederkehr einer Periode abſolutiſtiſcher Willkür, wie 


2 


Gedenktag ihrer Gründung. Sie wurde im Februar 1867 nach 


ſtändigkeit der Staatsbürger ertöten und damit eines des weſentlichſten 


, A 


das deutſche Parteileben; ſie wollte nur die alten liberalen Gedanken, die 75 
ſchon ſeit dem Anfang des 19. Jahrhunderts einen immer wachſenden Ein⸗ 


— 


\ 
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ſie im 18. Jahrhundert geherrſcht hatte, ausgeſchloſſen zu ſein. Andererſeits 
ſollte die Regierung ſtark genug bleiben, um die Intereſſen der Geſamtheit 
nach außen hin kräftig vertreten und den einzelnen Bürgern gegenüber die 
Autorität der Geſetze aufrecht erhalten zu können. Gewiß waren die älteren 
Liberalen darüber nicht völlig einer Meinung, wie die Verfaſſung im Einzelnen 
beſchaffen ſein ſolle, wie insbeſondere die Rechte des Monarchen und die der 
Volksvertretung gegeneinander abgegrenzt werden ſollten. Aber über den 
Grundgedanken waren ſie einig, daß in der Exiſtenz zweier gleichberechtigter, 
einander gegenſeitig beſchränkender und kontrollierender Gewalten, der Ne; 
gierung und der Volksvertretung, die ſicherſte Garantie der politiſchen Freiheit 
liege, und daß in dem Augenblick, wo eine einzige Gewalt allein die oberſte 
Verfügung über die Kräfte des Staates in die Hand bekomme, die Freiheit 
aufs ſchwerſte gefährdet ſei. | 

Durch dieſe Grundanſchauung unterſchieden fich die liberalen Gruppen 
von den weiter links und weiter rechts ſtehenden Parteien. Weiter links 
ſtanden die Demokraten oder Radikalen, deren oberſter Geſichtspunkt die 
Durchführung der Gleichheit aller Staatsbürger und die unbedingte Herr⸗ 
ſchaft des Mehrheitswillens war. Ihr Ideal war eine von allen ſtaͤndiſchen 
Unterſchieden befreite Republik; nur, wenn dieſe durchaus nicht zu erreichen 
ſei, wollten fie ſich mit einem von der Parlamentsmehrheit vollftändig ab⸗ 
hängigen Schattenkönigtum begnügen. Weiter rechts ſtanden die Konſer⸗ 
vativen, die möglichſt viel von der mittelalterlichen Staats⸗ und Geſellſchafts⸗ 
ordnung erhalten, namentlich die Vorzugsſtellung des grundbeſitzenden Adels 


und der Geiſtlichkeit ſichern und den Einfluß der übrigen Volkskreiſe aus dem 


öffentlichen Leben verbannen wollten. Auch fie wollten kein abſolutes Königtum; 


x 
N 
* 


aber die Landesvertretung ſollte wenigſtens ihrer großen Mehrheit nach 


aus dem alteingeſeſſenen Adel hervorgehen und mit dem Herrſcher zuſammen 
unbedingte Gewalt haben, die übrigen Volkskreiſe zu regieren. 

Seit den Freiheitskriegen kam in Deutſchland das Streben nach einer 
konſtitutionellen Verfaſſung nicht mehr zur Ruhe. In dem Kampf um die 
Ausgeſtaltung dieſer Verfaſſung in den beſtehenden deutſchen Einzelſtaaten 
ſtießen die Anſichten der Parteien natürlich am ſtärkſten zuſammen. Aber 
daneben wurde das deutſche Volk immer ſtärker von dem Streben nach 
nationaler Einigung ergriffen, nach der Schaffung eines deutſchen Geſamt⸗ 
ſtaates, der die gewaltigen, in den Einzelſtaaten zerſplitterten Kräfte Deutſch⸗ 
lands zuſammenfaſſe und in der Welt zur Geltung bringe. Auch in ihrer 
Stellung zur nationalen Frage gingen die Parteien von verſchiedenen Ge⸗ 
ſichtspunkten aus. Die Konſervativen wollten am liebſten den beſte henden 
Einzelſtaaten, in denen fie von altersher den leitenden Einfluß in Handen 
hatten, ihre volle Selbſtändigkeit erhalten; ſie mißtrauten dem nationalen 
Gedanken als einem revolutionären Element. Die Demokraten ſtrebten 
nach einer deutſchen Einheitsrepublik unter vollſtändiger Beſeitigung der 
Einzelſtaaten. Gerade den liberalen Gruppen aber ſchwebte von Anfang an 
das heute erreichte Ziel eines Bundesſtaates vor, der aus konſtitutionellen 
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* Monarchien beftände und ſelbſt eine monarchiſche Form habe. Auch in dieſer 
Beziehung gab es unter den Liberalen manche Meinungsverſchiedenheiten; 
aber das gemeinſame Ideal hielt fie doch auch in dieſer Frage gegenüber 
3 9 weiter rechts und weiter links ſtehenden Gruppen zuſammen. 

. Es iſt für das Schickſal des deutſchen Liberalismus in hohem Grade 


9 betend geweſen, daß es ihm niemals gelungen iſt, ſelbſt die Regierung * 


in die Hand zu bekommen und ſeine Ideen ſelbſt in der Wirklichkeit zur Aus⸗ 


in der Hand gehabt, ſah ſich aber ſofort von den Demokraten im Rücken 
angegriffen und ſehr bald von den kor ſervativen Elementen, nachdem dieſe 
ſich von ihrer erſten Überraſchung erholt hatten, wieder aus der Macht ver⸗ 
drängt. Wohl hat der Liberalismus viele Zugeſtändniſſe von den bisher 
herrſchenden Gewalten erreicht; aber dieſe haben ſie mehr oder minder 
freiwillig gemacht, ohne die Leitung des Staates aus der Hand zu geben. 


4 5 den gemeinfamen Fehler aller oppoſitionellen Parteien, das Überwuchern 
N *. der Kritik und eines auf theoretiſchen Grundſätzen aufgebauten Doktrinarismus 
gegenüber der praktiſchen Kunſt des Regierens. Auch ſahen ſie ſich genötigt, 
um nur etwas von ihren Forderungen durchzuſetzen, mit den weiter links 
ſtehenden Elementen gegen die Regierung zuſammen zu gehen, da auch dieſe 
die beſtehende Ordnung bekämpften. Durch dieſen Kampf gegen einen ge⸗ 
meinſamen Gegner verwiſchten ſich zeitweiſe die Unterſchiede zwiſchen Libe⸗ 
kalismus und Demokratie, und es ſchien zuweilen, als würden die liberalen 
SGrundgedanken ganz und gar überflutet von den Wellen des Radikalismus, 
der auch die beſonnenſten Perſönlichkeiten mit ſich fortriß. 


Fonfliktszeit im Anfang der 6oer Jahre des 19. Jahrhunderts hervor. 
Die Regierung kämpfte nicht nur für eine erhebliche Verſtärkung und ver⸗ 
änderte Organiſation des Heeres, um dies zu einer ſchärferen Waffe in den 
bevorſtehenden großen Kämpfen zu machen, ſondern auch um das Recht des 
. zur oberſten Leitung des Staates, namentlich des Heerweſens 
der auswärtigen Politik. Daß die Demokraten als Anhänger des Miliz⸗ 
ſyſtems und Gegner einer ſelbſtaͤndigen Monarchie ſich dagegen mit allen 
Mitteln wehrten, verſteht ſich von ſelbſt. Die Liberalen hatten dazu an ſich 
keinen Anlaß Be. Sie hatten eine Zeit lang gehofft, unter König Wilhelm, 
3 Leitung des Staates in die Hand zu bekommen, und fühlten ſich 
bitter enttaͤuſcht, als dies nicht geſchah. Auch in einer Reihe von Fragen der 
inneren Politik vermochten ſie ihre Wünſche gegenüber den Konſervativen 
nicht durchzuſetzen; endlich hielten ſie die militäriſchen Forderungen der Re⸗ 
gierung für übertrieben und die vom König geforderte dreijährige Dienſtzeit 
für überflüſſig. Aus allen dieſen Gründen traten fie ebenfalls in die Oppoſition 


ng zu bringen. Nur im Jahre 1848 hat er auf wenige Monate die Zügel 


Die Liberalen waren immer in der Oppoſition und verfielen daher leicht in 


v 


74 


Dieſe Erſcheinung trat beſonders in Preußen während der ſogenannten 


und wurden nun durch die ſteigende Verſchäͤrfung des Kampfes immer A 


ſtärker den Demokraten in die Arme getrieben. Als fie ſich in ihrer großen 
Mehrzahl die Forderung zu eigen machten, daß der König gezwungen ſei, 


— 
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nach dem Willen des Parlaments zu regieren und ſeine Miniſter aus der 
Mehrheit des Abgeordnetenhauſes zu nehmen, verließen ſie, ohne ſich deſſen 
eigentlich bewußt zu fein, den liberalen Standpunkt, der ſtets die Gleich⸗ 

berechtigung beider Gewalten betont hatte, und kämpften für einen demo⸗ 


kratiſchen Geſichtspunkt. In der Fortſchrittspartei, die damals den weitaus 
größten Teil der Liberalen umfaßte, waren zuletzt demokratiſche Anſchauungen 


überwiegend. Namentlich ſeitdem Bismarck an die Spitze des Miniſteriums 2 
getreten war, wurde durch die Schärfe, mit der er den Kampf gegen das 


Parlament führte und durch die Rückſichtsloſigkeit, mit der er ſelbſt klare 
Verfaſſungsbeſtimmungen beiſeite ſchob, der Konflikt immer heftiger, die 
Möglichkeit für die Liberalen, aus ihrer unnatürlichen Lage herauszukommen, 
immer geringer. a 

Erſt der Krieg von 1866 hat diefem Zuſtand ein Ende gemacht. Die 


Schlacht von Königgrätz entſchied über die Zukunft Deutſchlands zugunſten 


der preußiſchen Führung und des Ausſcheidens Oſterreichs. Gerade die 
Liberalen, die in überwiegender Mehrzahl auf ein kleindeutſches Reich unter 

Preußens Führung hingearbeitet hatten, mußten erkennen, daß der von ihnen 
ſo leidenſchaftlich bekämpfte Bismarck der Mann ſei, der in dieſer für den 


Augenblick wichtigſten Frage ihre Gedanken zu verwirklichen ſich anſchickte, 

und daß ſie allen Einfluß auf die Geſtaltung des neuen Staatsweſens verlieren 
würden, wenn fie weiter in der Oppoſition verharrten. Aber auch Bismarck 
ſelbſt ſah ein, daß er mit den konſervativen Elementen, die im Grunde parti⸗ 


kulariſtiſch dachten, allein das neue Reich nicht ſchaffen könne, und ſtreckte den 
Liberalen die Hand zur Verſöhnung entgegen. Dies geſchah durch das Indem⸗ 


nitätsgeſetz, in dem die Regierung um die nachträgliche Genehmigung der 


in den letzten Jahren ohne geſetzmäßig bewilligtes Budget geleiſteten Aus⸗ 
gaben nachſuchte. 
Bereits bei der Frage, wie man ſich zu dieſem Geſetze ſtellen ſolle, brach 
die preußiſche Fortſchrittspartei auseinander. Alle diejenigen, welche an der 
unbedingten Oberherrſchaft des Parlaments über die Regierung feſthielten, 
verwarfen das Geſetz als ungenügend; ſie verlangten Garantien für die 
Zukunft und ein Miniſterium, das nicht durch Verfaſſungsbruch und Kampf 
gegen die Parlaments mehrheit belaſtet ſei. Die Mehrheit der Liberalen fand 
jedoch den Weg zu ihren alten Idealen zurück, befreite ſich von dem Bann 
des Gedankens der Mehrheitsherrſchaft und bewilligte das Indemnitätsgeſetz. 
Eine große Anzahl der Männer, die für die Indemnität ſtimmten, war 


ſich bereits damals darüber klar, daß damit tatſächlich der alte Parteizu⸗ 


ſammenhang zerriſſen und die Gründung einer neuen liberalen Partei not⸗ 


wendig geworden ſei. In der Erklärung, die im September 1866 24 Abge⸗ 


ordnete veröffentlichten, haben wir bereits die Grundzüge des fpäteren 
nationalliberalen Programms vor uns. Sie verſicherten die Regierung 
ihres vollen Beiſtandes in der auswärtigen Politik, „auf welchen jede Re 
gierung in Preußen rechnen darf, ſo weit ſie die deutſche Einheit gegen fremde 


Eingriffe und heimiſche Sonderintereſſen vorzubereiten und die Stärke 


5 N 
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der geſamtdeutſchen Macht zu erhöhen beſtrebt iſt“. In der inneren Politik 
erklärten fie, wachſam die verfaſſungsmaͤßigen Rechte des Volkes ſchützen und 
1 auf ein harmoniſches Zuſammenwirken zwiſchen Regierung und Volks⸗ 
vertretung ſowie auf eine freifinnige Verwaltung hinarbeiten zu wollen. 
In dieſem Sinne wollten fie „die Pflichten einer wachſamen und loyalen 
DOppoſition“ erfüllen, dieſe aber auf das Gebiet der auswärtigen Politik nicht 
bhimübergreifen laſſen. 
Auf Grund dieſes Programms bildete ſich am 17. November die neue 
Fraktion der nationalen Partei. Aber erſt bei den Wahlen zum erſten nord⸗ 
deutſchen Reichstag im Januar 1867 trat die neue Gruppe vor die Wähler 
im Lande und erhielt für ihre Geſichtspunkte deren Billigung. Nun zeigte 
es ſich, daß gerade die Liberalen der neuen preußiſchen Provinzen Hannover, 
7 Heſſen⸗Naſſau und Schleswig⸗Holſtein, ſowie der kleineren norddeutſchen 
Staaten den Anſchauungen dieſer neuen Partei beſondere Sympathien 
eentgegenbrachten. Sie waren nicht belaſtet mit der Erinnerung an die Kämpfe 
h 1 der Konfliktszeit; ſie wünſchten nicht, daß dieſe alten vergiftenden Nach⸗ 
wirkungen in das neue Staatsweſen mit hinübergenommen würden. So 
a trat die neue Partei von Anfang an als eine geſamtdeutſche in das öffentliche 
Leben ein. Nachdem der norddeutſche Reichstag eröffnet war, konſtituierten 
ſich am 28. Februar 1867 etwa 60 liberale Abgeordnete, die auf Grund des 
Septemberprogramms gewählt worden waren, unter dem Vorſitz des 
Hannoveraners Rudolf von Bennigſen als Nationalliberale Partei. Dieſer 
Name war zuerſt von einzelnen lokalen Ausſchüſſen während des Wahl⸗ 
fampfes gebraucht worden und fand jetzt die allgemeine Anerkennung. Er 
prückte in glücklicher Weiſe die Verbindung des liberalen Grundgedankens — 
mit einer national⸗deutſchen Machtpolitik aus, wie fie bereits in der Er⸗ 
klärung vom September 1866 ausgeſprochen war. Das eigentliche Partei⸗ 
programm wurde erſt einige Monate ſpäter, am 6. Juni 1867, feſtgeſtellt, als 
Er die Partei bereits durch ihre energiſche Mitwirkung bei der Beratung der 
gorddeutſchen Verfaſſung die erſten praktiſchen Proben ihrer Bedeutung ab⸗ 
gelegt hatte. 
| Fragen wir uns, worin die Bedeutung diefer Vorgänge, der Unterſchied 
der neuen Partei von den älteren liberalen Richtungen, namentlich von der 
preußiſchen Fortſchrittspartei beruht, fo läßt ſich beides am beſten unter 
folgenden drei Geſichtspunkten zuſammenfaſſen: 
1 1. Die Gründung der Nationalliberalen Partei bedeutet die ent⸗ 
N ſchloſſene Abkehr des Liberalismus vom parlamenz 
tariſchen Syſtem, d. h. von jener Anſchauung, wonach die Mehrheit 
der Volksvertretung regieren, das Miniſterium nur ein ihre Beſchlüſſe aus⸗ 
führendes Komitee fein und der König auf eine bloß repräſentative Rolle 
bheſchränkt werden ſoll. Dieſem feinem Weſen nach demokratiſchen Syſtem 
par die Fortſchrittspartei in immer ſteigendem Maße verfallen. Die Liberalen 
bheſannen ſich nur auf ihre alten Grundſätze, als fie fi von ihm abwandten 
und ſich zu dem konſtitutionellen Syſtem bekannten, das Herrſcher und Volks⸗ 
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vertretung als gleichberechtigte Faktoren im Staatsleben anſieht. Die Abkehr 
trat äußerlich darin zutage, daß die Nationalliberale Partei dasſelbe Mini⸗ 


ſterium in der auswärtigen Politik unterſtützte, dem fie in der inneren Politik 


Oppoſition machte. Ein ſolches Verhältnis zu einem Miniſterium iſt für den 
An hänger des parlamentariſchen Syſtems völlig undenkbar. Er kann dem 
Miniſterium nur im Ganzen ſein Vertrauen ſchenken, wenn es ſeiner Partei 
angehört, oder es im ganzen bekämpfen, wenn dies nicht der Fall iſt. 


2. Hierin lag zugleich ein Verzicht auf die bisherige Methode des politi⸗ 
ſchen Kampfes. Die älteren Liberalen hatten meiſt geglaubt, daß ihre Ideale 
nur auf dem Wege verwirklicht werden könnten, daß eine wahrhaft liberale 


Regierung ans Ruder komme und Politik und Geſetzgebung des Staates von 
Grund auf nach einheitlichen Geſichtspunkten umgeſtalte. Indem man ſich 


entſchloß, mit einem Miniſter zuſammenzuarbeiten, der durchaus nicht liberal 


war, wohl aber hoffen ließ, daß er einzelnen liberalen Forderungen Rechnung 


tragen werde, wenn man nur feine auswärtige Politik unterſtütze, betrat man 
den Weg einer allmählichen und ſchrittweiſen Durch⸗ 
ſetzung der liberalen Forderungen durch das Mittel 
fortwährender Kompromiſſe. Das war gewiß ein recht lang⸗ 
wieriger, manche Entſagung und manche Mißdeutung auferlegender Weg, 
aber der einzige, auf dem für den Liberalismus in Deutſchland überhaupt 


noch etwas zu erreichen war, nachdem ſeine Verſuche, die Staatsgewalt zu 


erobern, mißlungen und Wiederholungen für abſehbare Zeit ausſichtslos 


waren. 


3. In der Unterſtützung von Bismarcks auswärtiger Politik lag nicht nur 
die Anerkennung der Tatſache, daß man die Vollendung der Ein⸗ 


heitals die beiweitemſwichtigſte Aufgabe der Gegen⸗ 
wart betrachte und ſich verpflichtet fühle, den Mann, der fie löſen konne, 
trotz aller ſonſtigen Verſchiedenheit der Anſchauungen auf jeden Fall zu 
unterſtützen, ſondern es lag darin auch bereits ein Ergebnis der politiſchen 
Erziehung, die der Liberalismus durch Bismarck und durch die Ereigniffe 
der letzten Jahre erfahren hatte. Ihr Hauptergebnis war die größere 


Würdigung des ſtaatlichen Machtgedankens. Freilich 
hatte das Verſtändnis dafür dem Liberalismus niemals ganz gefehlt; aber 
es war im Laufe der unausgeſetzten Verfaſſungskämpfe überwuchert worden 


von der Vorſtellung, daß für einen Staat das Weſentlichſte eine den liberalen 


Grundanſchauungen entſprechende Verfaſſung und Verwaltung ſei. Jetzt 


erſt lernte man endgültig einſehen, daß auch die beſte innere Einrichtung den 
Staat nicht vor der Ohnmacht und dem Untergang ſchützen kann, wenn es ihm 
an der nötigen Macht fehlt, um ſich im Kampf ums Daſein den übrigen 


Staaten gegenüber ſelbſt zu behaupten. Man hatte ſich jetzt zu der Erkenntnis 


durchgerungen, daß die Sicherung der ſtaatlichen Macht⸗ 


ſtellung das unbedingt Erſte und Notwendig ſte, 


die innere Ausgeſtaltung erſt das Zweite iſt. 


2 


8 


| en dieſen puntten Stieb der Reſt der alten Fortſch ee, a 
debe ee e,, A: 
etenen Standpunkt ſtehen. Sie verharrten in der unklaren Miſchung 
und Demofratifeer Geſichtspunkte, die den Untergang der preußiſchen 
artei zum großen Teil mitverſchuldet hatte; ſie geriet deshe t 
die Lage, eine unfruchtbare und erfolgloſe Oppoſitionspolitik 
zu müſſen, während die nationalliberale Partei an den Grundlagen 
ei . Reichs aktiv mitarbeiten und 1 Ausgeſtaltung ſeh 
beeinfluſſen konnte. d 


ei er 
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2. Die große Zeit der Nationalliberalen Partei. 7 


Schon bei der Ausgeſtaltung der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes 5 . 
hat die neue nationalliberale Partei den Beweis ihrer Arbeitsfähigkeit ern 
bracht. Der Entwurf, den Bismarck im Namen der verbündeten Regierungen 


vorlegte, wollte der Volksvertretung in dem neuen Staatsweſen nur eine 


ſehr geringe Bedeutung gewähren. Durch einen eiſernen Militäretat ſollte 


der größte Teil der Ausgaben des Bundes von der Bewilligung des Reichs⸗ 
tages unabhängig gemacht werden; wenn die eigenen Einnahmen des Bundes 
aus Poſt, Telegraphie und indirekten Steuern für den Bedarf nicht aus⸗ 


reichten, ſollte das Präſidium nach Bedarf Matrikularumlagen von den J 
Einzelſtaaten erheben dürfen; eine dem Reichstag verantwortliche Regierung 


ſtelle war überhaupt nicht vorgeſehen. Es iſt im Weſentlichen das Verdienſt 
der nationalliberalen Partei und ihrer Führer Bennigſen und Lasker geweſen, 
daß eine Veränderung dieſes Entwurfs in den wichtigſten Punkten durchgeſetzt 


wurde. Wenn gegenwärtig Verträge und Bündniſſe mit fremden Staaten f 


der Genehmigung des Reichstages bedürfen, wenn die Redefreiheit der Abges⸗ 
ordneten und die Wählbarkeit der Beamten zum Parlament geſichert iſt, 
wenn ein verantwortlicher Reichskanzler der Volksvertretung gegenüberſteht, 
wenn die Erbebung der Matrikularbeiträge nur auf Grund eines vom Reichs⸗ 
tag genehmigten Budgetgeſetzes ſtattfinden darf, wenn endlich die Feſtſetzung 
der Ausgaben für das Heer ebenfalls der Bewilligung des Reichstags unter⸗ 
ſtellt worden iſt, ſo geht das alles auf Anträge der nationalliberalen Partei 
zurück. Dieſe wurden meiſt von den gemäßigten Konſervativen unterſtützt, 
während die Fortſchrittspartei der ganzen Verfaſſung, die ihren Idealen nicht 
entſprach, eine unfruchtbare Oppoſition entgegenſetzte. Nimmt man noch 


hinzu, daß auch die Erweiterung der Kompetenz des Reiches auf das Staats⸗ 


bürgerrecht, das Paßweſen, die Fremdenpolizei, das Recht zur Herſtellung 
von Land⸗ und Waſſerſtraßen, das Obligationen⸗ und Strafrecht und das 
gerichtliche Verfahren auf derartige Anträge zurückzuführen iſt, fo ſieht man, 

einen wie außerordentlich großen Anteil die nationalliberale Partei an der 
Ausgeſtaltung unſerer Verfaſſung gehabt hat. Denn alle dieſe Beſtimmungen 
der norddeutſchen Verfaſſung find in unfere heutige Reichsverfaſſung über⸗ 
gegangen. Man kann ohne Übertreibung ſagen, daß nach dem Entwurfe der 
Regierungen der Reichstag überhaupt nur ſcheinbare Rechte, eine mehr 
dekorative Stellung haben ſollte, und daß erſt durch die Beratungen im nord⸗ 
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deutſchen Parlament dem Reichstag ein wirklicher Einfluß auf die Leitung 
des neuen Staatsweſens geſichert worden iſt. Dies entſprach durchaus dem 
alten liberalen Wunſche möglichſter Gleichberechtigung von Regierung und 
Volksvertretung. 

In den Jahren nach der Begründung des norddeutſchen Bundes, als 
Deutſchland durch die Mainlinie getrennt war und viele gute Patrioten 
fürchteten, daß dieſe Trennung eine dauernde fein würde, iſt es die national⸗ 


liberale Partei geweſen, die bei jeder Gelegenheit ausgeſprochen hat, daß die 


Vollendung der deutſchen Einheit das ſelbſtverſtändliche Ziel fein müſſe. 
So oft ſich ein Anlaß bot, ſuchte ſie Bismarck zu Schritten zu drängen, die 
Deutſchland dieſem Ziele entgegenführen ſollte. Namentlich verſuchten ſie 
die Aufnahme Badens, die von dortaus lebhaft gewünſcht wurde, zu be⸗ 
wirken, vermochten fie aber gegenüber dem Widerſtreben Bismarcks, der die 
Zeit für einen ſolchen Schritt noch nicht für gekommen hielt, nicht durchzu⸗ 
ſetzen. Dagegen unterſtützten ſie aufs eifrigſte die Wiederaufrichtung und 
Neugeſtaltung des Zollvereins. Durch die Einführung des Zollparlaments 
erhielt er ein volkstümliches Element, das zugleich dazu diente, die Bevölkerung 
des Nordens und des Südens in engere perſönliche Fühlung zu bringen. 
Ebenſo unterſtützte die Partei die auswärtige Politik Bismarcks; dies trat 
gelegentlich der Luxemburger Frage, die den Norddeutſchen Bund im Jahre 
1867 bis nahe an die Gefahr eines Krieges mit Frankreich brachte, beſonders 
hervor. 

Gleichzeitig waren die Nationalliberalen bemüht, engere Fühlung mit 
den ähnlich geſinnten Elementen in den ſüddeutſchen Staaten zu gewinnen, 
um ſo ein gemeinſames Vorgehen in den verſchiedenen Parlamenten und 
eine Beeinfluſſung der Volksſtimmung in gleicher Richtung zu ermöglichen. 
Daß dieſe Bemühungen keineswegs ohne Bedeutung und Erfolg geweſen 
ſind, hat ſich im Jahre 1870 gezeigt, wo das Zuſammenarbeiten der liberal 
und national geſinnten Schichten in Nord⸗ und Süddeutſchland ſehr viel 
dazu beigetragen hat, eine einheitliche, die Politik Bismarcks unterſtützende 
Volksſtimmung hervorzurufen. 

Freilich legten die großen Ereigniſſe dieſes Jahres auch der national⸗ 
liberalen Partei manche Entſagung auf. Viele hätten eine weitere Umge⸗ 
ſtaltung der Verfaſſung bei dieſer Gelegenheit gewünſcht; namentlich die 
Einführung eines verantwortlichen Reichsminiſteriums an Stelle des allein 
verantwortlichen Reichskanzlers wurde von vielen Liberalen für wünſchens⸗ 
wert gehalten. Aber Bismarck lehnte alle derartigen Forderungen rundweg 
ab. Auch die Zugeſtändniſſe, die Bismarck bei den Einigungsverhandlungen 
den größeren ſüddeutſchen Staaten, namentlich Bayern machte, und die in 
den ſogenannten Reſervatrechten feſtgelegt wurden, erregten bei vielen 


Liberalen des Nordens lebhafte Bedenken. Man ſah darin einen Sieg parti⸗ 


kulariſtiſcher Geſichtspunkte über den Einheitsgedanken. Da man ſich aber 
ſagen mußte, daß eine Ablehnung dieſer Vertrags beſtimmungen höchft wahr⸗ 
ſcheinlich den Rücktritt Bayerns von den ganzen Vereinbarungen ber 
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wirken, und daß Württemberg vielleicht dieſem Beiſpiel folgen würde, 
ſo entſchloß man ſich zuletzt doch, die Verträge unverändert anzunehmen. 
* Auch nach der Begründung des Reiches blieben die bisherigen engen 
Beziehungen zwiſchen Bismarck und der nationalliberalen Partei beſtehen. 
Nicht als ob Bismarck jemals den Liberalen innerlich nahe geſtanden hatte; 
aber er brauchte ihre Unterſtützung, weil fie damals die flärkfie Gruppe m 
Reichstag bildeten, weil er ſich mit den Konſervativen, feinen alten Geſinnung⸗ 
genoffen, ſeit den norddeutſchen Annexionen verfeindet hatte und in dm 
Zentrum einen erbitterten Gegner ſeiner Politik und ſeines Werkes erblickte. 
Durch die Unterſtützung ſeiner auswärtigen Politik und die Bewilligung der 
notwendigen Bedürfniſſe für Heer und Flotte auf ſieben Jahre, das ſoges? 
nannte Septennat, erreichte die nationalliberale Partei, daß Bismarck ihr ud 
weiterhin in den Fragen der inneren Politik weitgehendes Entgegenkommen 
bewies. Die ganze Geſetzgebung aus der Zeit des Norddeutſchen Bundes 
und aus den erſten Jahren des neuen deutſchen Reiches iſt von liberalemm 
Geiſte erfüllt. Die Preßfreiheit und das Vereinsrecht wurden geſichert und 
damit alte liberale Forderungen erfüllt. Die Herſtellung der vollen Einheit 
des bürgerlichen und Strafrechts, die den Regierungen 1873 mühſam abge⸗ 
rungen wurde, bedeutete einen Sieg des liberalen und nationalen Gedankens. 
In wirtſchaftlicher Beziehung ſuchte die Geſetzgebung dieſer Zeit die aus 
früheren Jahrhunderten überlieferten Schranken der freien Betätigung des 
einzelnen möglichſt zu beſeitigen; mag man dabei auch in dieſem oder jenem 
Punkte zu weit gegangen fein, fo laßt ſich doch nicht beſtreiten, daß die gewaltige 
Entwicklung unſeres Wirtſchaftslebens, die wir in den letzten Jahrzehnten 
erlebt haben, kaum denkbar geweſen wäre ohne ein modernes Wirtſchaftsrecht, 
wie es die Geſetzgebung dieſes Jahrzehntes geſchaffen hat. Auch für die im 
heitlichkeit unſeres Geld⸗ und Bankweſens wurden damals die Grundlagen 
gelegt. 

Auch in den Einzelſtaaten trat die nationalliberale Partei nach Kräften 
für den Ausbau der Selbſtverwaltung in den Provinzen, Kreiſen und Ga 
meinden ein und unterſtützte Bismarck lebhaft in dem ſogenannten Kultur⸗ 
kampf, den ſie vor allen Dingen als einen Kampf für die Unabhängigkeit 
des Staates von kirchlichen Einflüſſen und für die Sicherung ſeines nationalen 
Charakters gegen internationale Beſtrebungen auffaßte. Zweifellos haben 
daneben auch andere Motive mitgewirkt; ſicherlich haben manche Vorkaͤmpfer 
des Liberalismus den Kern des Konfliktes in dem Kampf für die geiſtige 
Freiheit gegen Autoritätsglauben und prieſterliche Bevormundung geſehen; 
aber für die Partei als ſolche waren jene politiſchen Motive maßgebend. 
Trotz aller Zugeſtändniſſe, die in Einzelfragen gemacht werden mußten, 
um die Fühlung mit dem leitenden Staatsmanne nicht zu verlieren, kann 
man doch ſagen, daß Geſetzgebung und innere Politik in dem ganzen Jahr⸗ 
zehnt von 1867 bis 1877 vom Geiſte des gemäßigten Liberalismus durch⸗ 
drungen und getragen waren. Was damals von liberalen Anſchauungen 
in die Verfaſſung und Geſetzgebung unſeres Reiches hineingeſchmolzen 
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en iſt, hat trotz aller Bemühungen fpäter niemals eh daraus vertilgt 
+ können. Es hätte aber niemals erreicht werden können von einer 
5 . die ſich gegenüber dem Gründer des Reiches, dem großen Führer 
ter auswärtigen Politik prinzipiell in der Oppoſition gehalten hätte, 
er kein liberaler Parteimann war. Der Zerfall der alten 
a und die Gründung der 4 


artei abgegeben, etwa 8 vierte Teil aller e Stimmen auer, j 
Br Es waren namentlich die Schichten des oberen und mittleren a 
„ die den Nationalliberalen anhingen; dazu kamen im Nordweſten 
{ iche Wahlſtimmen, und zweifellos hat damals auch noch ein Teil 
Ar eiterſchaft entweder nationalliberal oder fortſchrittlich sim. x 


zent aller . Mahfberehtigten von der Wahlurne fern. Immerhin . 

amals ſcheinen, als ob ein fo beträchtlicher Teil des deutſchen Volkes 

fe loſſen hinter der nationalliberalen Partei ſtehe, daß deren Stellung im 

arlament auf abſehbare Zeit hinaus geſichert ſei. Trotzdem brachten die 

0 ten Jahre der Partei eine ſchwere Kriſis, von deren Folgen fie ſich niemals 
er ganz hat erholen können. 
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3. Die Kriſis der Nationalliberalen Partei. 


Den Anlaß dazu bildete die Veränderung des Verhältniſſes der Partei 
zu Bismarck und damit zur Reichsregierung. Sie ging aus von den Diffe⸗ 
renzen über wirtſchaftliche und ſoziale Fragen. 

„Bismarcks Hauptſorge in der inneren Politik war es damals, das neu⸗ 

N gegründete Reich finanziell feſt auf die eigenen Füße zu ſtellen und gegen 

alle Gefahren zu ſichern. Da er wußte, daß die Einzelſtaaten nur ſehr ſchwer 
zum Verzicht auf einen Teil der direkten Steuern zu bewegen ſein würden, 
ſo ſuchte er die Deckung für die immer ſteigenden Ausgaben des Reiches 
durch eine Erhöhung der eigenen Einnahmen und der indirekten Abgaben 
zu erreichen. Sein erſter Plan, die Übernahme des geſamten Eiſenbahn⸗ 
weſens auf das Reich, ſcheiterte an dem Widerſtand der Einzelſtaaten, fand 
aber auch im Reichstag keine erhebliche Unterſtützung. Die Liberalen wider⸗ 
ſtrebten einer Ausdehnung der Staatsbetriebe, die ihnen mit dem Prinzip 
der freien Konkurrenz nicht vereinbar und gerade bei den Verkehrsanſtalten 
nicht im Intereſſe des Publikums gelegen zu ſein ſchienen. Sein zweiter 
Gedanke, das Tabakmonopol für das Reich einzuführen, begegnete ebenſo 
dem Widerſtreben der Liberalen, die wiederum von dem Grundſatz der 
freien Konkurrenz aus ſtaaliche Monopole nicht wünſchten, und überhaupt 
der Anſicht waren, daß direkte Steuern den Vorzug vor indirekten Ausgaben 
verdienten. Wenn Bismarck ſich zuletzt entſchloß, die nötigen Mittel durch 
eine Erhöhung der Zölle zu gewinnen, ſo war für ihn entſcheidend, daß da⸗ 
mals, ganz unabhängig von den finanziellen Bedürfniſſen des Reiches 
aus den leitenden Kreiſen der Induſtrie und der Landwirtſchaft gleichzeitig 

der Ruf nach Schutzzöllen erhoben wurde. Die gewaltig heranwachſende 

Großinduſtrie wollte gegen die Konkurrenz der engliſchen Waren geſchützt 
fein, um ſich zunächſt den heimiſchen Markt vollſtändig zu erobern; die Land⸗ 
wirtſchaft aber ſah ſich durch die wachſende Konkurrenz der ausländiſchen 
Getreideeinfuhr und die ſteigende Verteuerung der Arbeitskräfte in eine 
Lage gedrängt, welche die Rentabilität ihrer Betriebe in Frage ſtellte. Indem 
Bismarck die Berechtigung dieſer Wünſche anerkannte und in deren Er⸗ 
füllung zugleich die einzige Möglichkeit ſah, nach dem Scheitern ſeiner früheren 
Pläne die Finanzen des Reichs auf eine geſunde Grundlage zu ſtellen, ge⸗ 
langte er zu dem Entſchluß, die Reform des Zolltarifs auf jeden Fall und 
jedem Widerſpruch gegenüber durchzuſetzen. 
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Gleichzeitig plante Bismarck die Einleitung einer zielbewußten Sozial⸗ 
politik. Das mächtige Anwachſen der Induſtrie und der in ihr beſchäftigten 
Arbeiterſchaft, ſowie deren Hinneigung zu ſozialdemokratiſchen Anſchauungen 
hatte längſt ſeine Aufmerkſamkeit und ſeine Bedenken erregt. Er ſah die 
Zukunft und Machtſtellung des deutſchen Volkes gefährdet, wenn es nicht 


1 Er gelinge, Mittel zur Ausgleichung des immer ſchärfer werdenden Zwieſpalts 


zu finden. Er faßte zwei Reihen von Maßregeln gleichzeitig ins Auge: 
während eine ſcharfe Ausnahmegeſetzgebung jede Agitation für antimo⸗ 
ie und die Grundlagen der beſtehenden Geſellſchaftsordnung unter⸗ 
grabende Beſtrebungen unmöglich machen ſollte, wollte er zugleich den nach 
ſeiner Anſicht berechtigten Forderungen der Arbeiter durch die Einrichtung 
eines großen vom Reiche verwalteten Syſtems von Verſicherungen gegen 
Invalidität, Krankheit, Alter und Unfälle entgegenkommen. Auch die 
da dieſer ſozialen Maßregeln ſchien ihm eine ſo dringende Not⸗ 
wendigkeit für die Sicherung der Zukunft unſeres Volkes zu fein, daß er 
entſchloſſen war, ſich durch keinen Widerſpruch darin beirren zu laſſen. 


Den Verſuchen zu einer Ausnahmegeſetzgebung gegen die Sozialdemo⸗ 


er kraten hatten die Liberalen ſchon mehrmals Widerſtand entgegengeſetzt, 


weil ſie eine derartige gegen beſtimmte Geſinnungen gerichtete Geſetzgebung 
* unvereinbar mit dem Grundgedanken der politiſchen Freiheit hielten und 
darin rn einen gefährlichen Präzedenzfall ſahen, der ſpäter auch 
anderen Parteien gegenüber Nachahmung finden könnte. Daß ein großer 
Teil von ihnen auch der ſtaatlichen Zwangsverſicherung als einem unzu⸗ 
deen Eingriff des Staates in die wirtſchaftliche Freiheit, und ebenſo einer 


3 Erhöhung der Zölle als einem Abfall von dem geprieſenen Syſtem des 
. Freihandels abgeneigt ſein werde, ließ ſich ohne weiteres vorausſetzen. Es 
war für Bismarck die Frage, ob es möglich ſein werde, dieſe Abneigung zu 
überwinden und einen fo erheblichen Teil der nationalliberalen Partei für 

DO ſeine Pläne zu gewinnen, daß er ſtark genug ſei, um zuſammen mit den 
— . 35 en deren Annahme im Reichstag zu ſichern. 


Längere Zeit hat Bismarck mit Bennigſen über dieſe Möglichkeit ver⸗ 
„ er bot ihm ſogar einen Sitz im Miniſterium an. Aber ſchließlich 


ſcheiterte dieſer Verſuch einer Verſtändigung. Bennigſen konnte nicht ohne 


Befragung ſeiner Parteigenoſſen annehmen, und dieſe ſtellten die Bedin⸗ 
gung, daß noch zwei andere nationalliberale Mitglieder in das Miniſterium 
aufgenommen werden müßten. Dies wollte Bismarck auf keinen Fall be; 
willigen; es würde für ihn ſchon ſehr ſchwierig geweſen ſein, bei dem alten 
Kaiſer die Ernennung Bennigſens allein durchzuſetzen; außerdem wünſchte 
er perſönlich nicht, an der Spitze eines Miniſteriums zu ſtehen, das eine 
ausgeſprochen nationalliberale Färbung trage. Aber auch abgeſehen von 


* dieſer Frage hatte die Verſtändigung ſcheitern müſſen; denn Bennigſen 


konnte nicht die Garantie dafür übernehmen, daß ein ausreichend großer 


a E. Teil feiner Parteigenoſſen für Bismarcks Zoll; und Finanzreformen ſtimmen 
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werde. Die meiſten von ihnen ſahen die ganze Verhandlung höchft ungern 
und atmeten erleichtert auf, als ſie geſcheitert war. 

So war zu Anfang des Jahres 1878 eine außerordentlich geſpannte 
Lage entſtanden. Bismarck war ohne Zweifel entſchloſſen, ſeine Plane auch 
gegen die nationalliberale Partei durchzuſetzen, und es handelte ſich für ihn 
nur darum, den geeigneten Zeitpunkt für den offenen Bruch und die richtige 
Wahlparole für eine Neuwahl zu finden. Beides gewährten ihm die Attentate, 
die im Frühjahr und Sommer dieſes Jahres auf den alten Kaiſer Wilhelm 
gemacht wurden. 

Nachdem der Klempnergeſelle Hödel im Mai 1878 auf den Kaiſer * 
ſchoſſen, ihn aber nicht getroffen hatte, beeilte ſich Bismarck, die Wöglhen 
dieſer unſinnigen Tat auf die das Volk verhetzende ſozialdemokratiſche 
Agitation zurückzuführen. Er legte ſofort dem Reichstage den Entwurf 
zu einem Ausnahmegeſetz gegen die Sozialdemokratie vor. Die Liberalen 
aller Schattierungen lehnten jedoch auch jetzt ein Ausnahmegeſetz ab und 
wollten höchftens für eine Ergänzung des gemeinen Rechtes in der von 


Bismarck gewünſchten Richtung eintreten. Der Entwurf konnte die De = g 


heit im Reichstag nicht erlangen. 
Da erfolgte im Juni das zweite Attentat des Dr. Nobiling, bei dem 
der Kaiſer ſchwer verwundet wurde, ſo daß er auf langere Zeit die a 
dem Kronprinzen übergeben mußte. Da Nobiling wenigſtens die Bekannt⸗ 
ſchaft mit der ſozialdemokratiſchen Literatur nachgewieſen werden konnte, 
ſo ſchien hier eine deutliche Beſtätigung des Zuſammenhanges zwiſchen 
dieſen Mordverſuchen und der ſozialdemokratiſchen Agitation gegeben u 
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fein. Es ſchien berechtigt, die Liberalen dafür verantwortlich zu machen, 


daß nicht rechtzeitig die nötigen Vorſichtsmaßregeln dagegen ergriffen 
worden ſeien. Bismarck beſchloß daher, die allgemein im Lande herrſchende 
Erregung zur Beſeitigung der liberalen Mehrheit zu benutzen; er loͤſte den 
Reichstag auf; die Neuwahlen fanden unter der Parole ſtatt, daß diejenigen 


nicht wieder gewählt werden dürften, die gegen das Ausnahmegeſetz ge⸗ i 


ſtimmt hätten. 

In der Tat erlitten die Liberalen bei den Wahlen vom 30. Juli 1878 
eine ſchwere Niederlage. Sie verloren 40 Sitze, die Nationalliberalen allein 
213 die meiſten davon gewannen die Konſervativen. In dem neuen Reichs⸗ 
tag verfügten die Nationalliberalen nicht einmal mit dem Fortſchritt und den 


Freikonſervativen zuſammen über die Mehrheit. Freilich war es ebenſo 
ſchwierig, eine Mehrheit ohne die Nationalliberalen zu bilden, fo lange das 


Zentrum der Regierung in unbedingter Feindſchaft gegenüber ſtand. 


Die nationalliberale Partei zog aus dem Ergebnis der Wahlen die 1 


Folgerung, daß ihre Wähler den Erlaß eines Ausnahmegeſetzes billigten, 
und entſchloß ſich, ihren Widerſpruch dagegen fallen zu laſſen, nachdem 
die Regierung einige Milderungen der urſprünglich geplanten Beſtim⸗ 
mungen zugeſtanden und in die Beſchränkung der Geltungsdauer auf drei 
Jahre gewilligt hatte. Am 18. Oktober wurde das Geſetz im Reichstag im 


N 


{ 
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Weſentlichen durch die Unterſtützung der nationalliberalen Partei ange⸗ 
nommen. 

Damit hatte Bismarck in einem Punkte ſeinen Willen durchgeſetzt; 
die Frage war nun, ob es ihm auch in den Finanzfragen gelingen werde. 
Sicher iſt es nicht ohne ſein Wiſſen geſchehen, daß ſich im Herbſt 1878 eine 
„Freie wirtſchaftliche Vereinigung“ bildete, die aus Abgeordneten aller 


. Parteien beſtand, und deren Programm lediglich die Reform des Zolltarifs 


uin ſchutzzöllneriſchem Sinne war. Es war für die Liberalen überraſchend, 


u 


daß die Mehrheit aller Abgeordneten ſich dieſer Vereinigung anſchloß. Erz 
möglicht wurde das durch die Haltung des Zentrums, mit dem Bismarck 
inzwiſchen in Unterhandlungen getreten war; es war bereit, die Zollpolitik 
der Regierung zu unterſtützen, wenn der Kulturkampf aufgegeben werde. 


Die nationalliberale Partei ſah ſich ein Bündnis zwiſchen den Konſer⸗ 


vativen und dem Zentrum vorbereiten, das, wenn es von Dauer war, den 
Einfluß der liberalen Gruppen dauernd lahm legen mußte. Sie vermochte 
aber nicht, den Entſchluß zu faſſen, durch Bewilligung des Zolltarifs die 
Fühlung mit der Regierung zu erhalten und das Bündnis mit dem Zentrum 
Aber flüſſig zu machen. Namentlich der linke Flügel der Partei unter Füh⸗ 
zung von Lasker und Forckenbeck trat nach wie vor entſchieden für den 
Freihandel ein und griff Bennigſen offen an, weil er zum Entgegenkommen 
gegen Bismarcks Wünſche bereit ſei. 


In der Tat wäre Bennigſen wohl geneigt geweſen, auch in dieſer Frage 
Bismarck nachzugeben, falls ſich der Kanzler hätte bereit finden laſſen, die⸗ 
jenigen Garantien für das Budgetrecht des Reichstages zu geben, welche 
die Liberalen für notwendig hielten. Wenn durch die Erhöhung der Zölle 
und indirekten Steuern die dauernden Einnahmen des Reiches derartig 
wuchſen, daß aus ihnen ohne die Erhebung von Matrikularbeiträgen alle 


Ausgaben des Reiches gedeckt werden konnten, ſo war das Einnahmebewilli⸗ 
gungsrecht des Reichstags völlig illuſoriſch geworden. Daher verlangte 


Bennigſen, daß einige bewegliche, jährlich zu bewilligende Finanzſteuern 
in das Programm aufgenommen würden. Hierzu aber wollte ſich Bismarck 
nicht verſtehen, da es ihm nicht ſicher ſchien, daß ein ſolches Zugeſtändnis 
ihm bei der offen ausgeſprochenen Gegnerſchaft des linken Flügels der 
Partei gegen jede Zollerhöhung die zur Herſtellung der Mehrheit notwendige 
Anzahl von nationalliberalen Stimmen ſichern würde. Er zog es vor, ſich 
endgültig mit dem Zentrum zu verſtändigen, obwohl auch dieſes konſtitutio⸗ 
nelle Garantien forderte. Nur waren dieſe hier dem damaligen Geſamt⸗ 
charakter der Partei entſprechend, partikulariſtiſch gefärbt. Sie beſtanden 
in der ſogenannten Frankenſteinſchen Klauſel, wonach alle Einnahmen aus 
den Zöllen und der Tabaksſteuer, welche den Betrag von 130 Mill. Mark 
Aberftiegen, den Einzelſtaaten überwieſen werden ſollten. Entſtehe dadurch 
ein Defizit im Reichsetat, fo ſollte dieſer entſprechend der bisherigen Abung 
durch die Erhebung von Matrikularbeiträgen ausgeglichen werden. 
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Sobald Bennigſen erfuhr, daß Bismarck dieſe Klauſel anzunehmen 
bereit ſei, beſchloß auch er, gegen das ganze Geſetz zu ſtimmen, da er hierin 
einen Verſtoß gegen den Einheitsgedanken erblickte. Bei der entſcheidenden 


Abſtimmung vom 12. Juli 1879 ſtimmten nur 15 Mitglieder der national 


liberalen Partei für den Entwurf, weil ſie es unter allen Umſtänden für 


falſch hielten, ſich in die alte unfruchtbare Oppoſitionsſtellung zurückwerfen ER 
zu laſſen. Sie traten gleichzeitig aus der Fraktion aus und bildeten eine 
eigene unabhängige Gruppe, die freilich in allen nicht die Wirtſchaftspolitik 


betreffenden Fragen mit der nationalliberalen Partei zuſammenhielt. 


Daß ſolche Sorgen nicht unberechtigt waren, zeigte der weitere Gang 
der Dinge aufs deutlichſte. Bismarck ſah ſich nicht nur genötigt, aus Rückſicht 
auf das Zentrum den Kulturkampf abzubrechen, ſondern er machte auch in 


der inneren Politik den Konſervativen ein Zugeſtändnis nach dem andern. 
Die begonnene Reform der preußiſchen Verwaltung geriet vollftändig ins 
Stocken, die Beſtrebungen nach Einſchränkung der Gewerbefreiheit durch 
die Errichtung von Zwangsinnungen, Befähigungsnachweis und künſtlicher 
Erneuerung des alten Zunftweſens gewannen fortwährend an Boden. 
Auch der Verſuch, im Reiche zweijährige Etatperioden anſtelle der einjährigen 


einzuführen und damit das finanzielle Mitwirkungsrecht des Reichstages 0 ? 
herabzudrücken, bewegte fich in derſelben Richtung. Allen diefen Belt 


bungen trat die nationalliberale Partei im Bunde mit den weiter links 


ſtehen den Liberalen entgegen, vermochte aber nur in der letzten Frage einen 


wirklichen Erfolg zu erzielen. 8 
| Das Schlimmſte aber war, daß durch alle dieſe Vorgänge die Einigteit 
innerhalb der Partei vollſtändig verloren gegangen war. Schon die Vor⸗ 
gänge während der Verhandlungen Bennigſens mit Bismarck und fpäter 
während der Beratung über das Zollgeſetz hatten dies deutlich gezeigt. Nur 
die Einfügung der Frankenſteinſchen Klauſel durch das Zentrum, die auch 
Bennigſen und ſeine Geſinnungsgenoſſen erbitterte, hat es verhindert, daß 
ſchon damals die Partei in zwei etwa gleichſtarke Gruppen auseinander 
fiel. Aber der ſchon erwähnte Austritt von 15 Mitgliedern bedeutete bereits 
eine ernſte Zerſetzungserſcheinung, der bald weitere folgten. Der linke Flügel 
der Partei drängte, je offenkundiger die Regierung in das konſervative 

Fahrwaſſer einlenkte, deſto ſtärker darauf hin, daß auch die nationalliberale 
Partei in eine entſchiedene Oppoſitionsſtellung treten müſſe, während Ben⸗ 
nigſen und ſeine Freunde verſuchen wollten, trotzdem die frühere Fühlung 
mit Bismarck wieder herzuſtellen und ihn dadurch von der völligen Hingabe 
an die innere Politik der Konſervativen und des Zentrums abzuhalten. Da 
das Verhältnis Bismarcks zum Zentrum immer ein recht geſpanntes blieb, 
ſo erſchien eine ſolche Politik keineswegs völlig ausſichtslos und gewährte 
die Möglichkeit, daß im geeigneten Zeitpunkt die nationalliberale Partei 
ihre frühere Stellung wiedergewinnen könne. Aber der linke Flügel, jetzt 
von Rickert und Bamberger geführt, glaubte, daß eine ſolche Politik von den 
Wählern nicht verſtanden werden würde, daß ſie überall im Lande als ein 
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Abfall von den liberalen Grundgedanken beurteilt werden und bei den 
naächſten Wahlen den Verluſt einer großen Anzahl von Mandaten zur Folge 
haben würde. Da fie mit dieſer Auffaſſung bei Bennigſen keine Zuſtimmung 
5 5 fanden, vollzogen fie am 28. Auguſt 1880 ihren Austritt aus der Partei. 
Die Kundgebung, mit der fie ſich als eine beſondere „Liberale V 
beonſtitnierten, erklärte Widerſtand gegen die rückſchrittliche Bewegung und 
2 IR Feſthalten an der nicht leicht errungenen politiſchen Freiheit für die gemeinſame 
Aufgabe der liberalen Parteien. Nur auf der geſicherten Grundlage wirt⸗ 
ſchaftlicher Freiheit ſei die materielle Wohlfahrt der Nation dauernd ver⸗ 

3 nur unter Wahrung der konſtitutionellen Rechte, ſowie unter 
. Abweiſung aller die ärmeren Klaſſen belaſtenden Abgaben und Zölle dürfe 
die Reform des Reichsſteuerweſens erfolgen. 

Die 28 Unterzeichner dieſer Erklärung hofften ohne Zweifel, daß es ihnen 
gelingen werde, auf der Grundlage ihres Programms allmählich ſämtliche 
fiberale Gruppen zu einer großen Partei zu vereinigen. Sie haben ſich darin 
bitter getäuſcht und nur zur weiteren Zerſplitterung und Schwächung des 
deutſchen Liberalismus beigetragen. 

Das zeigte ſich vor allen Dingen bei den neuen Reichstagswahlen von 1881. 
Die Zahl der nationalliberalen Abgeordneten ſank auf 47, während die um 
Bamberger und Rickert geſcharten Sezeſſioniſten ebenſo viele Sitze errangen 
und die Fortſchrittspartei 50 Mandate davontrug. Die Stellungnahme der 

Partei gegen den Schutzzoll hat ihr eine Reihe von ſüddeutſchen Mandaten 

gekoſtet. In dem neuen Reichstag war noch mehr als in dem vorhergehenden 

das Zentrum die ausſchlaggebende Partei, weil es an einer großen, geſchloſſenen 
liberalen Mittelpartei fehlte. 

Dies zeigte ſich namentlich bei der Behandlung der ſozialen Fragen, die 

in den folgenden Jahren durchaus im Vordergrunde des Intereſſes ſtand. 

Damals trat Bismarck mit dem zweiten Teil ſeines ſozialpolitiſchen Pro⸗ 

gramms hervor. Dem Ausnahmegeſetz gegen die Sozialdemokratie ſollte die 

Verſicherungsgeſetzgebung zugunſten der Arbeiter folgen. Durch die kaiſer⸗ 

liche Botſchaft vom 17. November 1881 wurden dieſe Geſetze in feierlicher 

Weiſe angekündigt. Während aber die Nationalliberalen ſich bereit zeigten, 

guf den Grundgedanken einer Zwangsverſicherung unter Mitwirkung und 

Garantie des Reiches einzugehen, erklärten ſich die Sezeſſioniſten und die 
Portſchrittspartei nach wie vor gegen eine ſolche Geſetzgebung, weil fie einen 
N unzuläſſigen Eingriff in die wirtſchaftliche Freiheit ſowohl der Unternehmer 
wie der Arbeiter darſtelle. Wenn die Trennung Bambergers und ſeiner 
| Freunde von ihrer alten Partei nicht ſchon früher erfolgt wäre, fo würde 
ſie ohne Zweifel bei dieſer Gelegenheit eingetreten fein. Die Zwietracht der 
Liberalen ermöglichte es aber dem Zentrum, gerade einen wichtigen Teil des 
Bismarckſchen Gedankens zu Fall zu bringen. Es gab ſeine Zuſtimmung, 
ohne die das Geſetz nicht zuſtande kommen konnte, nur unter der Bedingung, 
daß die Mitwirkung des Reiches entweder ganz ausgeſchaltet oder doch auf 
ein möglichſt geringes Maß beſchränkt werden müßte. Die Kämpfe um die 


Be 
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Ausgeſtaltung der Sozialgeſetzgebung haben ſich bekanntlich jahrelang N 
gezogen, und wenn das große Werk ſchließlich nicht in dem einheitlichen Geiſte 
durchgeführt und in die enge Verbindung mit dem Reichsgedanken gebracht 
worden iſt, die Bismarck vorſchwebten, fo iſt die Uneinigkeit der liberalen 
Gruppen untereinander daran zu einem großen Teile mitſchuldig geweſen. 
Bennigſen ſelbſt, der deutlich empfand, daß feine in früheren Zeiten ſo er⸗ 
folgreiche Politik bei den Wählern nicht mehr den alten Beifall finde und 
darum auch auf die Regierung nicht mehr den gleichen Einfluß üben könne, 
zog ſich feit 1883 mehr und mehr von der parteipolitiſchen Tätigkeit zuriick, 
Fragen wir nach den letzten Urſachen, welche dieſe Kriſis der nal * 
liberalen Partei herbeigeführt haben, ſo werden wir ſie vor allen Dingen 
darin erblicken müſſen, daß ſeit dem Ende der ſiebziger Jahre an Stelle der 
rein politiſchen die wirtſchaftlichen Fragen mehr und mehr in den Vorder⸗ 
grund des öffentlichen Lebens traten, und daß der deutſche Liberalismus 
auf dieſe Fragen noch in einer Weiſe eingeſtellt war, die aus der älteren Zeit 
herſtammte, wo die theoretifche Behandlung überwog und die tatfächlichen 
Verhältniſſe vielfach noch ganz andere waren. Das Grundprinzip des älteren 
Liberalismus in der wirtſchaftlichen und ſozialen Frage, war die oe 
Nichtein miſchung des Staates in die Freiheit der Betätigung des Einzelnen, 
die allein volle Ausnutzung aller Kräfte ſichern könne. Es entſtammte der 
ſogenannten klaſſiſchen engliſchen Nationalökonomie und fand namentlich 
bei den Unternehmern, die als die wirtſchaftlich Stärkeren von der vollen 
Freiheit der Konkurrenz den größten Vorteil hatten, lebhafte Zuſtimmung. 
Daß auch ein ſtarkes Intereſſe des Staates an der Geſtaltung der wirtſchaft⸗ 
lichen und ſozialen Verhältniſſe vorhanden ſei, und daß dies unter Umftänden 
ein Eingreifen erfordern könne, war den Liberalen noch nicht zum Bewußt⸗ 
ſein gekommen. Der moderne Staat beruht im letzten Grunde auf der frei⸗ 
willigen Hingabe ſeiner Bürger; es kann für ihn keine ſtärkere Bedrohung 
der Grundlagen ſeiner Macht geben, als wenn ſich unter ſeinen Bürgern 
Gruppen bilden, die einander mehr haſſen und bekämpfen, als ſie ſich durch 
das gemeinſame Volkstum dem Auslande gegenüber verbunden fühlen. 
Eine ſolche Gefahr aber droht den modernen Staaten durch die induſtrielle 
Entwicklung mit ihrer Schöpfung gewaltiger Großbetriebe, ungeheurer Ka⸗ 
pitalien auf der einen und eines nach Millionen zählenden beſitzloſen Arbeiter⸗ 
proletariats auf der anderen Seite. Wenn der Staat danach ſtrebt, dieſen . 
„ Gegenſatz auszugleichen, ihn wenigſtens nicht fo ſtark werden zu laſſen, daß 
er zu einem Vernichtungskrieg auf Leben und Tod zwiſchen Unternehmertum 
und Arbeiterſchaft, zwiſchen beſitzenden und nichtbeſitzenden Klaſſen ausartet, 
ſo erfüllt er nur eine elementare Pflicht gegen ſich ſelbſt; denn feine Exiſtenz 
und ſeine Macht ſtehen auf dem Spiel und damit auch die Exiſtenz und Geltung 
des Volkstums, dem er dient, wenn jene innere Kluft völlig unüberbrückbar 
wird, und wenn der Gegenſatz dieſer Schichten ſchließlich in offenen Kampf 
mit den Mitteln phyſiſcher Gewalt ausartet und das Land in den Strudel der 
Revolution ſtürzt. 
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Währendſdie Liberalen aufdem Gebiete der aus⸗ 
wärtigen Polititlundſderſreinen Verfaſſungsfragen | 
allmählich gelerntſhatten, dem Macht gedanken als 
E an vpeinsipfalteejtaatligen! Lebens Rechnung 
ultragen) warenſſieaufwirtſchaftlichem Gebiet noch 
nicht zu der gleichen [Erkenntnis gelangt, ſondern — 
ald gtemnochſdoktrinären Ideen, die von einer feſt⸗ 
eiienttellenn teten ann elan das für die 
Erhaltungder Staatsmacht Notwendige berwarfen. 
Als nun in den Steuer⸗ und Zollfragen und in der Frage der ſozial⸗ 
politiſchen Geſetzgebung die großen wirtſchaftlichen Umwandlungen der 
letzten Jahrzehnte ihre Wirkungen auszuüben begannen, da erwies ſich der 


4 
2 größte Teil der Liberalen zunächſt als unzugänglich für den politifchen Macht; 


geſichtspunkt. Nur der rechte Flügel der nationalliberalen Partei war bereit, 
im großen und ganzen auf Bismarcks Pläne einzugehen, aber nicht ſtark genug, 
um den widerſtrebenden linken Flügel mit ſich zu reißen. Der ſchwächliche 
N Verſuch, die Partei dadurch zuſammenzuhalten, daß man die wirtſchaftlichen 
und ſozialen Fragen für Dinge erklärte, welche die Partei nichts angingen 
und in denen es jeder Abgeordnete nach feinem Belieben halten könne, mußte 
ſcheitern; feine Durchführung würde eine völlige Bankerotterklärung der 
NL Partei gegenüber den neuen, immer größer und dringender werdenden Auf⸗ 
8 gaben bedeutet haben und hätte die Zerreißung auf die Dauer doch nicht 
verhindern können. 
er, Es war das Schickſal des deutſchen Liberalismus, daß er gerade in dem 
Augenblick vor die Notwendigkeit geſtellt wurde, zu dieſen Fragen Stellung 
RT, in nehmen, als es ſich darum handelte, ob er die bisherige Stellung zur Re⸗ 
. gierung feſthalten oder in die Oppoſition übergehen ſolle. Es iſt durchaus 
Augerecht, wenn vielfach Bismarck allein die Schuld an der Zerſprengung 
12 der nationalliberalen Partei durch ſeine Wahltaktik zugeſchrieben wird. Bis⸗ 
marcks Taktik hätte dies nicht vermocht, wenn die Partei nicht ſchon durch 
dieſen inneren Gegenſatz gelähmt und innerlich geſpalten geweſen ware. 
Die Machtprobe, vor welche die Partei geſtellt wurde, brachte zwar dieſe 
innere Schwäche an den Tag, hat ſie aber nicht hervorgerufen. 

Daß der rechte Flügel der nationalliberalen Partei mit ſeiner Politik 
lauf dem richtigen Wege war, hat die Zukunft bewieſen; auch der linke Flügel 
des Liberalismus hat ſich mehr und mehr den früher verworfenen Gedanken 
5 angenähert. Wäre er dazu früher imſtande geweſen, fo hätte ſich die Spaltung 
vermeiden, die Geſchloſſenheit wenigſtens der alten nationalliberalen Partei 
. erhalten laſſen, und vorausſichtlich hätte Bismarck es nicht nötig gehabt, die 
. Hilfe des Zentrums zu erkaufen und dadurch dieſer Partei die ausſchlag⸗ 
gebende Stellung zu verſchaffen, die ſie mit geringen Unterbrechungen in den 


8 folgenden Jahrzehnten behauptet hat. 


2. 
or 


— 


20 Fünfzig Jahre Nationalliberale Partei 


4. Das Kartell. 


Durch die Abſplitterung des linken Flügels und die damit verbundene 
Verſchärfung des Gegenſatzes zwiſchen dem Reſt der nationalliberalen Partei 
und den weiter links ſtehenden Liberalen wurde der erſtere mit einer gewiſſen 
Notwendigkeit dazu gedrängt, näheren Anſchluß nach rechts zu ſuchen. Die 
Partei war zahlenmäßig ſeit 1881 ſo ſchwach geworden, daß ſie für ſich allein 
keine ausſchlaggebende Rolle mehr ſpielen konnte. Mit dem linken Flügel 
der Konſervativen, den Freikonſervativen, hatten ſeit der Gründung beider 
Parteien immer gute Beziehungen beſtanden; an der Verfaſſung des Nord⸗ 
deutſchen Bundes und der Ausgeſtaltung der Reichsgeſetzgebung hatten die 
Freikonſervativen im Einvernehmen mit der nationalliberalen Partei mir 
gearbeitet. Ein anderes verbindendes Moment zwiſchen den National 
liberalen und Konſervativen war ihre gemeinſame Überzeugung, daß die 
Erhaltung der auswärtigen Machtſtellung Deutſchlands unter allen Um⸗ 
ſtänden die erſte und dringendſte Sorge ſein müſſe, und daß hinter dieſer 
Notwendigkeit alle Fragen und Bedenken der inneren Politik zurücktreten 
müßten. Gerade am Ende der Soer Jahre wurde aber die Lage für Deutſch⸗ 
land wieder außerordentlich gefährlich; die Balkanwirren drohten Rußland 
und Oeſterreich zu entzweien, und die Annäherung zwiſchen Rußland und 
Frankreich bereitete ſich vor. 

Nachdem Bennigſen ſich von der Führung zurückgezogen hatte, und die 
übrigen älteren Führer teils geſtorben, teils bei der Sezeſſion aus der Partei 
ausgeſchieden waren, trat jetzt ein Mann mehr hervor, der bisher zwar 
auch zu den angeſeheneren Parteimitgliedern gehört, aber doch keinen 
eigentlich entſcheidenden Einfluß ausgeübt hatte, Johannes Miquel. Per⸗ 
ſönlich mit Bennigſen befreundet, aber viel temperamentvoller als er, eben 
deshalb aber auch ſprunghafter in ſeinen Entſchlüſſen und wechſelnder in 
ſeinen Anſchauungen hat Miquel eine ſehr eigentümliche Entwicklung 
durchgemacht. m demokratiſchen Anſchauungen ausgehend, war 
1 im Laufe der Zeit in das Lager der gemäßigten Liberalen übergetreten, 

is er ſchließlich am Abend ſeines Lebens preußiſcher Finanzminiſter wurde. 
Damals war er Oberbürgermeiſter in Frankfurt a. M. und ſuchte namentlich 
bei den ſüddeutſchen Elementen innerhalb der Partei die engere Fühlung 
herzuſtellen. Durch die Heidelberger Erklärung vom 23. März 1884 übernah⸗ 
men die Süddeutſchen gewiſſermaßen die Führung; der Berliner Parteitag 
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Mi. vom 18. Mai, an dem auch Bennigſen teilnahm, beftätigte nur, was fie 
1 ausgeſprochen hatten. 

Dieſe Kundgebungen bedeuteten keineswegs die Aufſtellung eines neuen 
3 Programms; ſie bezweckten nur die Feſtſtellung, daß die Partei gegenüber 
dem Verſuch der Sezeſſioniſten, fie nach links zu drängen, auf ihrem alten 
Standpunkte geblieben ſei. Neben der Unterſtützung der auswärtigen Politik 
der Regierung und der Erhaltung einer ſtarken Heeresmacht bildete die Be⸗ 
kleämpfung aller Reaktionsverſuche und die Erhaltung der Rechte des Reichs⸗ 
g ; tags einen der weſentlichen Hauptpunkte. Im Gegenſatz zum Linksliberalis⸗ 
AR mus billigte man die ſozialpolitiſchen Beſtrebungen des Reichskanzlers, 
namentlich das Unfallverſicherungsgeſetz, wenn man ſich auch eine forgfältige 
Prüfung im einzelnen vorbehielt. Mit der Neugeſtaltung des Zollweſens | 
hatte man fich abgefunden; ebenfo mit dem Sozialiſtengeſetz. Nur in zwei 
. Punkten treten neue Wünſche und Ziele hervor. Einmal wollte man für die 
. Erhaltung der Landwirtſchaft eintreten, da man in ihr die wichtigſte Grund⸗ 
feſte unſeres Volkes erblickte; ferner aber wollte man eine Reform des Steuer⸗ 
weſens, in dem durch eine Börſenſteuer, eine Erhöhung der Branntweinſteuer 
und eine beſſere Regelung der Zuckerſteuer ſchwerer drückende Abgaben er⸗ 
mäßige werden ſollten. In dieſen beiden Neuerungen liegt zweifellos 
ip. eine Annäherung an die von den Konſervativen vertretenen Geſichtspunkte, 


Kreiſen, Erſatz für die durch die Sezeſſion verloren gegangenen Wähler zu 
gewinnen. Wenn zugleich ſowohl in der Heidelberger wie in der Berliner 
Kundgebung die Verſchmelzung mit anderen Parteien bei der gegenwärtigen 
Lage der Verhaͤltniſſe für ausgeſchloſſen erklärt wird, fo richtet sich dies gegen 
die Beſtrebungen der Segeffioniften, alle liberalen Gruppen zu einer einzigen 
großen Partei zuſammen zu ſchließen. Dieſe ſelbſt vereinigten ſich gerade 
Be damals mit der bisherigen Fortſchrittspartei zur deutſch⸗freiſinnigen Partei. 
Nach der Sezeſſion hatte man gehofft, daß die kleiner gewordene Partei 
nun um ſo feſter in ſich geſchloſſen ſein und um ſo einheitlicher vorgehen 
werde. Dieſe Hoffnung erfüllte ſich jedoch nicht. In den wirtſchaftlichen 
Si agen, die ja bereits den Anlaß zu diefer Spaltung gebildet hatten, blieb die 
* chiedenheit der Anſchauungen auch innerhalb der kleineren treugebliebenen 
Gruppe beſtehen. Als im Jahre 1885 auf das Drängen der Konſervativen 
die Erhöhung der Getreidezölle auf drei Mark vorgeſchlagen wurde, konnten 
Die Nationalliberalen ſich nicht über eine gemeinſame Haltung verftändigen; 
etwa die Hälfte der Partei ſtimmte für und etwa die Hälfte gegen die Er⸗ 
höhung, die ſchließlich angenommen wurde. 
Ei Erſt die weitere Zuſpitzung der auswärtigen Lage im Laufe des folgenden 
. Jahres führte den engeren Zuſammenſchluß mit den Konſervativen herbei, 
der ſich vorher nur durch einzelne Anzeichen angekündigt hatte. Als der 
N Reichstag im Januar 1887 die geforderte Erhöhung der Präſenzſtärke des 
0 * nicht wie bisher üblich auf ſieben, ſondern nur auf drei Jahre bewilligt 
hatte, loͤſte die Regierung den Reichstag auf; fie hielt gerade unter den damaligen 


* 
* 
N; 


zugleich aber ein Verſuch, in landwirtſchaftlichen, namentlich bäuerlichen 
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drohenden Umſtänden eine Sicherung der Wehrfähigkeit des Reiches auf 8 
laͤngeren Zeitraum hinaus für unbedingt notwendig. Für den bevorſtehenden 
Wahlkampf ſchloſſen die Nationalliberalen mit den beiden ee 
Parteien einen förmlichen Vertrag, wonach ſie ihren bisherigen Beſitzſtand 
gegenſeitig reſpektieren und ſich den übrigen Parteien gegenüber gegenſeitig 
unterſtützen wollten, das ſogenannte Kartell. Der Erfolg war für beide außer⸗ 
ordentlich groß. Bei ſehr ſtarker Wahlbeteiligung wurden 121 Konſervative 
und 99 Nationalliberale gewahlt, während die freiſinnige Partei, die gegen 0 
das Septenat geſtimmt hatte, nur 32 Kandidaten durchbrachte. Konſervative 
und Nationalliberale zuſammen hatten in dem neuen Reichstag die Mehrheit, 
und es ergab ſich faſt als eine natürliche Folge des gemeinſamen Wein 
daß man beſchloß, auch in den Beratungen des Reichstags ſo weit wie irgend 
möglich zuſammenzuhalten und den Verſuch zu einer gemeinſamen Polt 
auch auf die Einzelſtaaten zu übertragen. 

Zu Anfang gelang die Verſtändigung nicht immer. Das Scntennatsgefig 
wurde jetzt natürlich angenommen. Als aber die Konſervativen eine neue 
Erhöhung der Getreidezölle von drei auf fünf Mark forderten, ſtimmte nur 
etwa der vierte Teil der Nationalliberalen dafür, und die Konſervativen 
hatten es nur dem Zentrum zu verdanken, wenn ſie ihren Antrag durchbrachten. 
Bald aber machte ſich das Übergewicht der Konſervativen innerhalb des 1 
Kartells immer ſtärker bemerkbar; namentlich Miquel verteidigte die Not⸗ 
wendigkeit der Erhaltung des Kartells um jeden Preis; aber auch Bennigſen, 
der ebenfalls eine Wiederwahl angenommen hatte, ſah keine andere Mög⸗ 

lichkeit. Nur die Unterſtützung der Konſervativen bei den ban | 
Wahlen ſchien auch im nächſten Reichstag die bisherige Stellung ſichern u 
können. 

Durch dieſe Rückſichten ließen ſich die Nationalliberalen dazu verleiten, 
ihre Zuſtimmung zu zwei Maßregeln zu geben, die ihnen viele Anhänger im 
Lande entfremdeten. Die erſte war die Verlängerung der Legislaturper ie 
des Reichstages von drei auf fünf Jahre. An ſich läßt ſich durchaus darüber N 
ſtreiten, ob nicht eine längere Legislaturperiode erhebliche praktiſche Vorteile 
bietet; zweifellos aber ift, daß da, wo bisher eine kürzere Friſt für die Lebens⸗ 
dauer des Parlaments beſtanden hat, deren Verlängerung als eine Maß⸗ 
regel erſcheinen muß, die das Volk verhindern ſoll, ſeinen Einfluß auf die 
Zuſammenſetzung der Volksvertretung möglichſt intenſiv zur Geltung zu 
bringen. Daher wurde auch den Nationalliberalen vorgeworfen, ſie hätten 
ihre Zuſage, die Volksrechte zu wahren, mit ihrer Zuſtimmung zu dieſem Ge⸗ 
ſetz gebrochen. Ebenſo unpopulär war die Erhöhung der Branntweinſteuer, 
die ja allerdings ſchon in den Heidelberger Beſchlüſſen in Aus ſicht genommen 
war. Sie erhielt aber eine beſonders anfechtbare Geſtalt dadurch, daß durch 
die Form der Beſteuerung den Brennereien ein erheblicher Anteil des Er⸗ 
trages überlaſſen wurde. Dieſe ſogenannte Liebesgabe an die Brennerei⸗ 
beſitzer erſchien als ein Geſchenk an die Großgrundbeſitzer, das die ärmeren 
Klaſſen aufbringen mußten und ſomit als ein den liberalen Grundgedanken 
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8 hat ſich der Kartellreichstag auch das große Verdienſt erworben, a 
{ ng zu der Alters⸗ und Invaliditätsverficherung die vor 
ihrzehnt begonnene große ſoziale Verſicherungsgeſetzgebung zum Ab⸗ 
engen. Aber auch dies Geſetz, deſſen ſegensreiche Wirkungen erſt 
hervortreten konnten, erregte damals bei der Bevölkerung mehrt 
ft . > als Begeiſterung, weil die großen Unbequemlichkeiten, die mit IE 
rung der Verſicherungsmarken verbunden waren, zunächſt als eine 
Belaſtung empfunden wurden. | 
. Mißſtimmung weiter Volkskreiſe gegenüber der Tätigkeit 
Umehrheit erklärt es ſich, daß bei den Wahlen im Februar 1890 
1 Ei Niederlage davon trug, von der die Nationalliberalen gang 
beſor — u betroffen wurden. Es wurden 93 Konfervative, aber nur 22 
lationalliberale gewählt, ſo daß von einer Mehrheit der Kartellpatteien Bi 
ne Rede mehr fein konnte. Br 
nationalliberale Partei hat ſich von den Folgen dieſer Niederlage se 
3 wieder erholen können. In vielen Bevölkerungskreiſen, ie 
u ihr geſtanden hatten, war der Abſchluß des Kartells, nachdem die 5 
egeiſterung über den Wahlerfolg von 1887 verraucht war, als ein Ye 
den liberalen Grundgedanken empfunden worden, zumal da auß 
— die Kartellmehrheit, wo ſie zu maßgebendem Einfluß 
ö je war, dieſen in antiliberalem Sinne benutzt hatte. Das enge Zus 
arbeiten mit den Konſervativen bei den Wahlen hatte außerdem die 
ne n örtlichen Organiſationen geſchwächt, und es bedurfte längerer Zeit, 
\ die fe Nachteile auszugleichen. 
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5. Das letzte Jahrzehnt des 19. Jahrhunders. 


Wenige Wochen nach dieſen Wahlen wurde Bismarck entlaſſen. Damit 
begann für die auswärtige und innere Politik Deutſchlands eine neue Epoche, 


die freilich ſowohl in der Erhaltung unferer internationalen Machtſtellung, 


als in dem Ausbau unſerer inneren Verhältniſſe große ſchoͤpferiſche Geſichts⸗ 
punkte durchaus vermiſſen ließ. Verglichen mit der Fruchtbarkeit und den 


Erfolgen der Bismarckſchen Zeit war es eine Zeit der Epigonen und des un⸗ 


ſicheren Suchens nach neuen Zielen. Ä 10 
Dies mußte naturgemäß auch auf das Verhältnis zwiſchen Regierung 


und Parteien zurückwirken. Das Vertrauen, das man bei aller Gegnerſchaft 


gegen einzelne ſeiner Entwürfe der Staatsleitung Bismarcks im ganzen und 
namentlich in der auswärtigen Politik entgegengebracht hatte, fehlte ſeinen 
Nachfolgern, und ihre Taten waren nicht derartig, daß es ſich nachträglich 
hätte einſtellen können. Caprivis Abſicht war es ohne Zweifel, durch Heran⸗ 
ziehung auch der linksſtehenden Liberalen eine vom Zentrum unabhängige 


Mehrheitsbildung zu ermöglichen; aber gleichzeitig ließ er fih in Preußen 


zur Unterſtützung einer Schulpolitik beſtimmen, die mit dem Grundgedanken 


des Liberalismus, der Forderung geiſtiger Freiheit, in unvereinbarem Wider⸗ 
ſpruch ſtand, und ihm daher das Mißtrauen aller liberalen Gruppen einbrachte. 
Auch ſeinem Nachfolger Hohenlohe gelang es niemals, eine feſte Mehrheit 
um die Regierung zu ſcharen oder ein klar erkennbares Programm der inneren 
Politik aufzuſtellen. 

In der auswärtigen Politik ging Caprivis Streben dahin, durch enge 


Anlehnung an England den Ausbau einer eigenen deutſchen Flotte unnötig 


zu machen und durch das Zuſammenwirken des deutſchen Landheeres mit 


der engliſchen Flotte den Weltfrieden zu ſichern. Von dieſem Geſichtspunkte 


aus wünſchte er auch keine Erweiterung unſeres Kolonialreiches. Da dieſe 
Politik als eine friedliche erſchien, und da ſie die neuen Laſten für die Erbauung 


einer ſtarken Flotte dem deutſchen Volke erſparen wollte, fand ſie bei den 
linksſtehenden Liberalen Zuſtimmung, begegnete aber bei den Konſervativen 
und den Nationalliberalen, die darin eine Preisgabe der von Bismarck er⸗ 
kaͤmpften Weltſtellung erblickten, ſcharfer Kritik und ſchweren Bedenken. 
Als ſich dann Caprivi im Frühjahr 1893 doch genötigt ſah, eine neue Militär; 
vorlage einzubringen, um den Landheer wenigſtens ſeine Überlegenheit im 
Verhältnis zu den Nachbarn zu erhalten, vermochte er die Zuſtimmung der 
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Freiſnnigen dazu nicht zu erlangen, obwohl er gleichzeitig das bisher immer 
— Zugeſtändnis der Herabſetzung der Dienſtzeit bei der Infanterie 
von drei auf zwei Jahre machte. Vergeblich bemühte ſich Bennigſen, die frei⸗ 
ſinnige Partei zum Zuſammengehen mit den Nationalliberalen und Konſer⸗ 
vativen in dieſer nationalen Frage zu bewegen. Als die aus Zentrum, Frei⸗ 
1 finn und Sozialdemokratie beſtehende Mehrheit einen erheblichen Teil der 
geforderten Heeresvermehrung ſtreichen wollte, mußte ſich auch Caprivi 
zur Auflöfung entſchließen (6. Mai 1893). Die Neuwahlen brachten den Frei⸗ 
£ konſervativen und den Nationalliberalen eine geringe Verſtärkung; da aber 
die freiſinnige Partei ſich wegen ihrer Haltung zu der Militärfrage in zwei 
Gruppen ſpaltete, die freiſinnige Vereinigung unter Rickert und die freiſinnige 
Volkspartei unter Richter, und da die erſtere dieſer Gruppen für die Vorlage 
eintrat, ſo konnte dieſe ſchließlich mit einer geringen Mehrheit zur Annahme 
gebracht werden. Auch für das erſte Flottengeſetz von 1898, das den Beginn zur 
Entwicklung einer kraftvollen deutſchen Seemacht bedeutete, trat die national⸗ 
liberale Partei geſchloſſen ein; ebenſo für eine kräftige Kolonialpolitik. 
Bennigſen, der ſeit Miquels Eintritt in das Miniſterium wieder der aus⸗ 
ſchlaggebende Führer war, blickte mit beſonderem Stolz darauf, daß es ihm 
noch vergönnt geweſen war, an dieſen zur Verſtärkung der nationalen Macht⸗ 
ſtellung dienenden Maßregeln mitzuarbeiten. Die Wahlen von 1898, die 
nach Ablauf der Legislaturperiode ohne eine beſonders zugkräftige Wahlparole 
ſtattfan den, brachten der nationalliberalen Partei keine weſentliche Anderung 
ihres Beſitzſtandes und ſchufen dem Reichstage keine feſte Mehrheit. 
Im allgemeinen waren die Parteiverhältniſſe im letzten Jahrzehnt des 
2 vergangenen Jahrhunderts charakteriſiert durch das Auftreten neuer Gruppen, 
Die im weſentlichen durch wirtſchaftliche und ſoziale Geſichtspunkte zuſammen⸗ 
gehalten wurden. Schon bei den Verhandlungen über das Zollgeſetz von 1878 
war in der freien wirtſchaftlichen Vereinigung ein erſter Vorläufer dieſer rein 
14 wirtſchaftlichen Gruppenbildung aufgetreten; aber diefe loſe Verbindung 
HR von Abgeordneten ganz verſchiedener Parteien hatte fich nach Erreichung des 
5 gugenblicklichen Zieles wieder aufgelöſt. Ein dauernder Einfluß dieſer Art 
beginnt ſich erſt geltend zu machen ſeit der Begründung des Bundes der 
Landwirte im Jahre 1893. Teils durch Aufſtellung eigener Kandidaten, 
teils durch Unterſtützung und ſtarke Beeinfluſſung der konſervativen Partei 
hat dieſe für die Vertretung ganz beſtimmter wirtſchaftlicher Intereſſen 
ins Leben gerufene Vereinigung einen ſehr ſtarken politiſchen Einfluß aus⸗ 
geübt. Seitdem ſind immer neue derartige Bildungen aufgetaucht, ſo der 
deutſche Bauernbund, die wirtſchaftliche Vereinigung, welche die Mittel⸗ 


N 
* 


ſtandsintereſſen vertreten will, und ſchließlich in jüngſter Zeit der Hanſabund. 
Unzweifelhaft iſt die ungenügende Anpaſſungsfähigleit der alten rein politiſch 
gerichteten Parteien gegenüber den neuen großen Aufgaben des wirtſchaft⸗ 
lichen und ſozialen Lebens mit daran ſchuld geweſen, daß dieſe Neubildungen 
erfolgt ſind. Sie bedeuteten für das geſamte Parteileben und für die Ent⸗ 
wicklung des politiſchen Verftändniffes im deutſchen Volke eine ſchwere Ge⸗ 
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fahr, weil ſie die Anſchauung verbreiteten, als ſei die Vertretung wirtſchaft⸗ 


licher Intereſſentengruppen die eigentliche Aufgabe der politiſchen Parteien, 


und als ſeien die politiſchen Fragen nebenfächlich gegenüber den wirtſchaft⸗ 
lichen, ja eigentlich nur eine Verhüllung wirtſchaftlicher Intereſſenkonflikte. 

Gegenüber dieſen Beſtrebungen hat die nationalliberale Partei ſich ſtets 
beſtrebt, die Überzeugung feſtzuhalten und zu verbreiten, daß die Aufgabe 
der politiſchen Parteien in erſter Linie in der Aufrechterhaltung der Macht 
des Staates und ſeiner Einheit auch gegenüber dem Kampfe der verſchiedenen 
Klaſſen beſtehe. Immer wieder trat fie in ihren Kundgebungen für eine kräf⸗ 
tige auswärtige Politik, namentlich für die zielbewußte Fortführung der 
Kolonialpolitik ein, und immer wieder wies ſie darauf hin, daß ſie es für ihre 
Pflicht halte, der einſeitigen Bevorzugung einzelner Berufsſtande zum Nach⸗ 
teil anderer gleich wichtiger Berufsſtände nach Kräften entgegenzutreten. 

In ihrer praftifchen Arbeit bemühte ſich die Partei alle Beſtrebungen zu 
unterſtützen, die zum weiteren Ausbau der deutſchen Einheit dienen konnten. 
So hat ſie namentlich aufs eifrigſte an dem Zuſtandekommen des bürger⸗ 
lichen Geſetzbuches für das Deutſche Reich mitgearbeitet, das 1898 vollendet 
wurde und mit dem neuen Jahrhundert in Kraft trat. Auch für einen weiteren 
Ausbau der Reichsämter zu wirklichen Miniſterien iſt fie wiederholt einge⸗ 
treten, ohne indes dies Ziel erreichen zu können. Das Zuſtandekommen der 
neuen Handels verträge haben fie lebhaft unterſtützt. In Preußen und den 
übrigen Einzelſtaaten kämpfte ſie namentlich in den Schulfragen lebhaft für 
die Zurückdrängung des kirchlichen Einfluſſes und die Durchführung des 
Prinzips der reinen Staatsſchule. Auch trat ſie eifrig für die von Miquel 
als Finanzminiſter geplante und durchgeführte Finanzreform ein. Wenn ihr 
Wirken nach außen nicht ſo deutlich erkennbar hervortrat, wie in den früheren 
Jahrzehnten, ſo lag das daran, daß ſie infolge des Sinkens ihrer Mitgihebens 
zahl einen viel geringeren Einfluß auszuüben vermochte. 
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Im 20. Jahrhundert. 


Seit dem Ende des 19. Jahrhunderts begann Deutſchland in ſteigendem 
Maße unter dem politiſchen Druck der Weltkonſtellation zu leiden. Seitdem 
. die Erfahrungen des Burenkrieges uns die Notwendigkeit einer eigenen 
. Flotte aufs deutlichſte vor Augen geführt hatten und ſeitdem der von Tirpitz 
1 entworfene Flottenplan vom Reichstag genehmigt und ſeine Ausführung 
Bi begonnen war, erblickte England in Deutſchland einen Feind, und begann 

fene Einkreiſungspolitik, deren letztes Ergebnis der große Weltkrieg geweſen iſt. 

13 ehr und mehr wurden auch die inneren Berhältniffe von dieſem wachſenden 

Druck der allgemeinen Lage beeinflußt. Steigende Anforderungen an die 
N E Vervollſtändigung unſerer Rüſtung zu Lande und zu Waſſer mußten an das 
= deutſche Volk geſtellt werden und wurden übernommen. Sowohl das Zen⸗ 
e wie die freiſinnigen Parteien wurden durch den unwiderſtehlichen Zwang 
der Lage dazu gedrängt, ihre alte Abneigung gegen militäriſche Forderungen 
aufzugeben und dem Reiche die Mittel zu bewilligen, die es zur Verteidigung 
Feiner Exiſtenz unbedingt brauchte. 
£ Die nationalliberale Partei, die feit dem endgültigen Ausſcheiden Bennig⸗ 
5 En bens (1898) von Ernſt Baſſermann geführt wurde, hat dieſer Geſamtlage da⸗ 
Be durch Rechnung getragen, daß fie in immer ſchärferer und bewußterer Weiſe 
12 die Forderung einer kräftigen auswärtigen Politik mit dem Ziele, Deutſchlands 
= ellung zu wahren, in den Vordergrund ſtellte. Sie blieb damit nur 
© den Grundgedanken treu, die bei ihrer Gründung maßgebend geweſen waren 
und deren Kern war, daß ohne die Behauptung der äußeren Machtſtellung 
auch eine freiheitliche Beſtaltung der inneren Verhältniſſe geringen Wert habe. 

Neben der ſtarken Betonung der auswärtigen Politik wurden auch die 
ſozialen Fragen und Forderungen in ſteigendem Maße berückſichtigt. Die 
Entwicklung Deutſchlands zum Induſtrieſtaate hatte ja gerade in den letzten 
Jahrzehnten gewaltige Fortſchritte gemacht, und es ließ ſich nicht verkennen, 


4 
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daß das gewaltig ſteigende Selbſtbewußtſein und der feſte Zuſammenſchluß 
der Arbeiterſchaft neue Aufgaben ſtellten, die durch einen bloßen Ausbau der 
alten Verſicherungs⸗ und Schutzgeſetzgebung nicht gelöft werden konnten. 
> Es war einer der Grundgedanken Baſſermanns, daß die Partei nicht nur für 
das materielle Wohl der arbeitenden Klaſſen bei jeder ſich bietenden Ges 
* legenheit, namentlich bei der Ausgeſtaltung der Steuergeſetzgebung eintreten, 
ſondern daß ſie auch beſtrebt ſein müſſe, den ſcharfen Gegenſatz zwiſchen Arbeit⸗ 


3 
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gebern und Arbeitnehmern möglichft zu mildern. Er hat ſich auch durch 6e 
Umſtand, daß gerade die großinduſtrielle Unternehmerſchaft in der national⸗ 


liberalen Partei ſtark vertreten war, von der Verfolgung dieſes Zieles nicht 
abhalten laſſen, und iſt darin von der ſeit dem Anfang des Jahrhunderts 


namentlich in den rheiniſchen Gebieten einſetzenden jungliberalen een, 
aufs kräftigſte unterſtützt worden. 

Mit der Reichsregierung ſuchte die Partei in der Zeit, als Fürſt Bülow 
Reichskanzler war, möglichſt enge Fühlung zu halten und zu ihr in ein a 
liches Verhältnis zu treten, wie es unter Bismarck der Fall geweſen war. 
Bei Bülow fanden dieſe Beſtrebungen Entgegenkommen; jedoch konnte er 
ſich nicht verhehlen, daß bei der verhältnismäßig geringen Anzahl 4 
liberaler Abgeordneter die Regierung nur dann mit einer ſicheren Mehrheit 
rechnen könne, wenn es ihr gelinge, mehrere politifhe Gruppen ungeachtet 
der fie trennenden Unterf chiede um ſich zu ſcharen. Namentlich mußte er mit 
dem Zentrum rechnen, das ja ſeit einem Menſchenalter die ausſchlaggebende 
Partei im Reichstag geworden war. Er kam daher deſſen Forderungen ſo 
weit entgegen, wie er es irgend glaubte verantworten zu können, und ließ 
ſich noch zu Anfang des Jahres 1906 die ſtarke Verſtümmelung feines Reichs 
finanzreformplanes gefallen, um die Fühlung mit dem Zentrum nicht zu 
verlieren. 


Immerhin mögen ſchon dieſe Verhandlungen die Überzeugung in Um 50 


erweckt haben, daß es auf die Dauer doch nicht möglich ſein würde, ſich mit N 


dem Zentrum zu verſtändigen. Bei den Beratungen über die kolonialen 
Fragen im Dezember 1906 kam es zum Bruch, da das Zentrum, dem die 
Intereſſen der katholiſchen Miſſion höher ſtanden als die des Reiches, ſcharfe 
Angriffe gegen ſolche Beamte erhob, die ſich dieſen Anforderungen nicht ohne 
weiteres fügen wollten, und ſchließlich ſogar einen Teil der für die mifitärife 
Beſchützung unſerer Kolonien geforderten Summe verweigerte (13. Dezember). 
Bülow entſchloß ſich zur Auflöſung des Reichstages. Die Wahlen von 1907 
ſtanden ganz unter der Einwirkung dieſer kolonialpolitiſchen Debatten. Ihr 
Ergebnis ſtellte ein Bekenntnis des deutſchen Volkes zu der weltpolitiſchen 
Richtung dar, die durch die Ausdehnung unſeres Kolonialbeſitzes und dem 
Aus bau unferer Flotte eingeſchlagen worden war. Die nationalliberale Partei 


erhielt 54 Sitze; diejenigen Parteien, die für die Kolonialforderungen der 8 


Regierung geſtimmt hatten, alle konſervativen Gruppen und alle liberalen 
Parteien zuſammen erhielten 206 Mandate und hatten daher, wenn ſie s 
ſammenhielten, die Mehrheit im Reichstag. 

Das Ergebnis dieſer Wahlen bildete die Grundlage für die Politik des 
Fürſten Bülow in den nächſten Jahren. Er verſuchte, alle die Parteien, die 
ſich in den Fragen der internationalen Machtſtellung hinter die Regierung 
geſtellt hatten, dauernd zuſammenzuhalten und ſo eine feſte Mehrheit zu 
bilden, auf die er ſich gegenüber dem Zentrum und der Sozialdemokratie 
ſtützen konnte. Zum erſtenmal ſeit dem Erlöſchen des Kartells war das Zen⸗ 


trum von der Rolle der ausſchlaggebenden Partei im Reichstag verdrängt. 
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Ermöglicht wurde die Bildung dieſes konſervativ⸗liberalen Blockes vor 
allen Dingen dadurch, daß die linksſtehenden Liberalen ihre alte Abneigung 


gegen Heeres; und Flottenforderungen endgültig aufgaben, und ſich, wie 
ſchon früher die nationalliberale Partei, zu der unbedingten Notwendigkeit 


bekannten, dem Reiche die zur Erhaltung feiner Machtſtellung nötigen Mittel 
zur Verfügung zu ſtellen. 

Ob dieſe auf den Block geſtützte Politik ſich auf die Dauer werde durch⸗ 
führen laſſen, mußte davon abhängen, ob die verſchiedenartigen Elemente, 
die ſich hier unter dem Drucke eines großen nationalen Bedürfniſſes zu⸗ 
ſammengefunden hatten, ſich auch in der inneren Politik auf gemeinſame 
Richtlinien würden einigen können. Daß dies möglich ſein würde, mußte 
von Anfang an zweifelhaft erſcheinen, da die Männer der äußerſten Rechten 


und der äußerſte linke Flügel des Liberalismus gerade in ihrer Auffaſſung 


der innerpolitiſchen Fragen ſo weit voneinander abwichen, daß bei jeder 
wichtigen Entſcheidung ihre Entzweiung möglich war. Es hat der ganzen 
diplomatiſchen Gewandheit Bülows und der vermittelnden und ausgleichen⸗ 
den Wirkſamkeit der in der Mitte ſtehenden nationalliberalen Partei und ihres 
Führers Baſſermann bedurft, um den Block wenigſtens zwei Jahre lang 
zuſammenzuhalten. Mit Mühe gelang die Durchbringung der neuen Geſetze 
über das Vereinsrecht und die Börſe; als im Jahre 1908 durch die Ver⸗ 
oͤffentlichung des bekannten Kaiſerinterviews und die Stellungnahme Bülows 


Dazu, ſowie durch die Aufrollung der preußiſchen Wahlrechtsfrage ſchwierige 


Probleme des konſtitutionellen Staatslebens in den Vordergrund gerückt 
wurden, begannen ſich bereits ſtarke Riſſe im Block zu zeigen; über die Frage 
der Finanzreform brach er im Frühling 1909 auseinander. Dieſe Reform 


wurde ſchließlich durch den Abfall der Konſervativen von dem anfangs mit 


den Liberalen und der Regierung vereinbarten Programm zuſtandegebracht, 


zu folgen und die Reform nun durch eine Mehrheit beſchloſſen wurde, die aus 
den Konſervativen, dem Zentrum und den kleineren mit ihnen in Verbindung 
ſtehenden Gruppen beſtand, war die Grundlage der Blockpolitik zerftört und 
die ausſchlaggebende Stellung des Zentrums wieder hergeſtellt. Bald darauf 


zog ſich Fürſt Bülow von den Geſchäften zurück. 


Die nationalliberale Partei war mit Eifer auf die Blockpolitik eingegangen, 
weil fie ihren Wunſch, im Einvernehmen mit der Regierung an der Löfung 
der Fragen der Gegenwart poſitiv mitzuarbeiten, dadurch erfüllt ſah. 
Jetzt war fie wieder in die Oppoſition gedrängt, da mit einer konſervativ⸗ 
Hlerikalen Mehrheit in den wichtigſten Fragen der inneren Politik eine Vers 
ſtändigung nicht möglich war. Aus dieſer Lage erklärt es ſich, daß in der 
nächſten Zeit gerade die liberalen Gedanken innerhalb der Partei wieder 
ſchaͤrfer betont wurden. Sie fanden ihre Wortführer hauptſächlich in den 


die Erhöhung der indirekten Verbrauchsabgaben, welche die Volksmaſſen 
erheblich belaſteten, und der Matrikularbeiträge wurde beibehalten, während 
die als Ergänzung geplante, hauptſächlich die Beſitzenden treffende Erbſchafts⸗ 
Heuer abgelehnt wurde. Indem die Liberalen ſich weigerten, auf dieſem Wege 
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Jungliberalen, die namentlich im Rheinland und in Süddeutſchland ſtarken 
Anhang hatten und auf ein taktiſches Zuſammengehen mit den linksſtehenden 
Liberalen hinarbeiteten. Die Letzteren ſchloſſen ſich im März 1910 zur fort⸗ 
ſchrittlichen Volkspartei zuſammen und bildeten ſeitdem eine Macht, die der 
nationalliberalen Partei im Reichstag an Stärke ungefähr gleichkam. 

Die parteipolitiſche Lage hat ſich von dieſer Zeit an bis zum Ausbruch 
des Weltkrieges nicht weſentlich verſchoben. Bei den Wahlen von 1912 fanf 
die Zahl der nationalliberalen Abgeordneten auf 45, obwohl die Zahl der im 
ganzen für nationalliberale Kandidaten abgegebenen Stimmen gewachſen 
war. Daß die Partei in den großen Fragen, bei denen es ſich um die Ver⸗ 
ſtärkung unſerer Wehrkraft gegenüber dem drohenden Weltkonflikt handelte, 
für die Forderungen der Regierung eintrat, verſteht ſich von ſelbſt. Ebenſo 
wirkte ſie bei der Ausgeſtaltung der ſozialen Geſetzgebung durch die Reichs⸗ 
verſicherungsordnung und die Ausdehnung der Verſicherung auf die Privat⸗ 
angeſtellten mit. In der wichtigen Frage nach der Neugeſtaltung des preußi⸗ 
ſchen Wahlrechtes vermochte ſie ſich weder mit den Konſervativen, noch mit der 
fortſchrittlichen Volkspartei und den Sozialdemokraten zu einigen, und die 
Reform mußte verſchoben werden. 

Daß ſich die Partei beim Ausbruch des Weltkrieges mit aller Entſchieden⸗ 
heit für eine kraftvolle, die militäriſchen Erfolge durch dauernde Verſtärkung 
unſerer Machtſtellung ſichernde Politik ausſprach, lag in ihren Traditionen 
begründet. Den Burgfrieden hat ſie ehrlich gehalten; für die Zeit nach dem 
Kriege wird ſie entſchloſſen für eine Neuorientierung unſerer inneren Politik 
eintreten, die den berechtigten Forderungen des deutſchen Volkes entgegen⸗ 
kommt und der durch das Eintreten der Sozialdemokraten für das Reich und 
ſeine Verteidigung geſchaffenen neuen Lage Rechnung trägt. 

Vergleicht man die gegenwaͤrtige Lage der nationalliberalen Partei mit 
ihrer glänzenden Stellung in den ſiebziger Jahren, fo könnte dies zunächſt 
entmutigend und niederdrückend wirken. Von der größten und ausſchlag⸗ 
gebenden Partei des Reichstags iſt ſie zu einer Gruppe mittlerer Stärke 
ähnlich vielen anderen geworden und von einem Einfluß auf die Geſamt⸗ 
leitung des Reiches, wie er wenigſtens in der inneren Politik damals un⸗ 
zweifelhaft vorhanden war, iſt heute keine Rede mehr. Selbſt der Beſitz⸗ 
ſtand, den die Partei heute noch behauptet, iſt unſicher und kann nur durch 
Vereinbarungen für die Stichwahlen mit anderen Parteien behauptet werden. 
Dies hängt damit zuſammen, daß die Partei ſich im weſentlichen auf das 
obere und mittlere Bürgertum ſtützt und nur in einzelnen Gegenden Deutſch⸗ 
lands größere ländliche Wählermaſſen oder Teile der Arbeiterſchaft an ſich 
zu feſſeln vermocht hat. Obwohl die Zahl der nationalliberalen Stimmen 
ſtändig gewachſen iſt, kann ſie, weil die Wähler weit zerſtreut über das ganze 
Reich wohnen, keinen fo ſicheren Beſitzſtand gewährleiften, wie er dem Zentrum 
und den Konſervativen, aber auch den Sozialdemokraten dadurch geſichert 
iſt, daß ſie in beſtimmten Landesteilen oder Orten die ganze Maſſe der Be⸗ 
völkerung hinter ſich haben, während ſie in anderen Gegenden ſo gut wie gar 
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Seine Anhänger haben. Daraus ergibt ſich, daß diefer Nachteil in anderer 
* Vorteil iſt. Die nationalliberale Partei iſt nicht wie die konſervative 
eine weſentlich nordoſtdeutſche, nicht wie das Zentrum auf die überwiegend 

katholiſchen Gebiete oder wie die Sozialdemokratie auf die Großſtädte und 

Judulutebeurte beſchränkt, ſondern fie iſt eine wirklich geſamtdeutſche Partei, 
die Wähler und Abgeordnete aus allen Gegenden Deutſchlands in ſich ver- 

N z auch in dieſer Beziehung iſt fie dem nationalen Grundgedanken, der 

bei ihrer Entſtehung maßgebend war, treu geblieben. 

Daß die nationalliberale Partei bei der großen Maſſe der Bevölkerung 

1 * ſo große Wirkung erzielt, wie bei den gebildeten Elementen, liegt daran, 

25 daß ſie ihrem Weſen nach eine Mittelpartei iſt, welche die ſcharfen Gegenſätze 

des inneren Staatslebens am gewaltſamen Zuſammenprallen verhindern 
et ausgleichend wirken will. Daher kann fie nicht mit jenen wohlfeilen, 
er für die Maſſen immer wirkſamen radikalen Schlagworten arbeiten, 
deren ſich die extremen Parteien zu allen Zeiten mit Erfolg bedient haben. 

Eine radikale, prinzipientreue, rückſichtsloſe Haltung, erſcheint der Mehrzahl 

der Menſchen begreiflicher und charakterfeſter, als eine abwägende und den 

Berhaltniſſen Rechnung tragende Politik, die leicht in den Verdacht der 

Schwächlichkeit und Inkonſequenz gerät. Es ſoll nicht behauptet werden, 

9 det ſolche Vorwürfe, welche die nationalliberale Partei ja ſehr oft hat er⸗ 

5 m müſſen, immer ganz ungerechtfertigt geweſen ſeien. Aber im großen 

8 eh ganzen hat fich in ihnen doch mehr der Zorn der radikalen Parteien 

darüber geäußert, daß die Nationalliberalen, wenn fie in einigen Fragen 

mit ihnen zuſammen geangen waren, dies nicht auch in allen übrigen Fällen 

& tun wollten. Auch das gehört zu den notwendigen Schickſalen einer gemaßig⸗ 

ten Mittelpartei und muß als ſolches ertragen werden. Daß aber gerade 

eine ſolche Partei notwendig iſt, um den geordneten Gang des Staatslebens 
su erhalten, wird jedem einleuchten, der die Entwicklung des modernen 

A  fonflitutionellen Lebens mit einiger Unbefangenheit zu verfolgen imſtande ift. 

Die radikalen Parteien von rechts und links werden immer geneigt fein, ihr 

Parteiprogramm rückſichtslos durchzuführen, ſobald ſie die Macht dazu 

2 baben haben, und werden damit die auf dem entgegengeſetzten Flügel ſtehenden 

* Parteien here heftigſten Gegnerſchaft und zum Widerſtande mit allen Mitteln 

nationalliberale Partei aber hat es ſich zum oberſten Geſichts⸗ 

N gemacht, ſtets das Intereſſe des Ganzen in die erſte Linie zu rücken 
und ihren beſonderen Wünſchen nur ſo weit Geltung zu verſchaffen, als ſie 
mit dem Geſamtintereſſe vereinbar find. Gewiß iſt es in erſter Linie die Auf⸗ 
gabe der Regierung, gegenüber den Sonderbeſtrebungen der Parteien das 

Intereſſe der Staatsgeſamtheit zur Geltung zu bringen. Es liegt aber auf 
der Hand, daß ihr dieſe Aufgabe ſehr erſchwert wird, wenn ſie im Parlament 

r radikale, einander unverſöhnlich gegenüberſtehende Parteien vor ſich hat, 

während die Exiſtenz einer Mittelpartei, die im Kern ihrer Beſtrebungen 

it ihr übereinſtimmt, mag auch die Beurteilung von Einzelfragen aus⸗ 
einander gehen, ihr dieſe Aufgabe weſentlich erleichtert. Wer es als 
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das dringendſte Bedärfuis gerade für D 
anſieht, daß der Kampf der Parteien nicht ſo hefti 
werde, daß er ſchließlich das Gefüge unſres Reiche 
erſchüttern oder gar zerſprengen könne, wird di 
Notwendigkeit einer ſolchen Mittelpartei aner 
kennen müffen. 

Wenn ſich die nationalliberale Partei ihrer Entſtehung, ihrer Leiſtunge 
und der aus ihrem Charakter hervorgehenden Aufgaben bewußt bleibt, f 
wird ſie auch in Zukunft ihre Aufgabe im deutſchen Staatsleben erfülle 
können. Sie wird nach wie vor kämpfen für die Erhaltung un 

den Ausbau der Reichseinheit, für einefreiheitlich 
Ausgestaltung der inneren Einrichtungen im Reie 
und den Einzelſtaaten, für die Erhaltung eine 
ſtarken, monarchiſchen Regierung, neben der mit 
wirkend und überwachend, gleichberechtigt abe 
nicht übergeordnet, die Volksvertretung ſteht, fü 
die zielbewußte Weiterführung der ſozialpoliti 
hen Geſetzgebung, für eine volkstümliche Ver 
waltung und vor allem anderen für die Erhaltun 
und Steigerung unſerer Machtſtellung in der Wel 

Gewiß wäre es zu wünſchen, daß auch weitere Kreiſe unſeres Volkes fi 

von der Notwendigkeit ihrer ausgleichenden Tätigkeit überzeugten und ih 

bei den nächſten Wahlen durch Vermehrung ihrer Mandate die Möglichkeit z 

erhöhter Wirkſamkeit gäben. Aber auch wenn dies nicht der Fall fein folk 

wird die Partei ihrer alten Aufgabe treu bleiben und für die Zukunft at 
das Wachſen des politiſchen Verſtändniſſes und die Abnutzung der radikale 

Schlagworte hoffen. Denn fie weiß, daß fie notwendig i 

und eine Funktion im Leben unſeres Reiches er 

füllt, die keine andere Partei übernehmen könnte 
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